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Die rassistische „Bürgerinitiative Marzahn-Hel-
lersdorf“ macht gegen eine geplante Flüchtlings-
unterkunft mobil und ist dabei eng verzahnt 
mit Neonazis, NPD und NW Berlin. Der erste 
Artikel der Gruppe „Dekonstruktion Ost“ erar-
beitet Analyseperspektiven zu den Spezifika der 
Situation und leitet daraus eine politische Stel-
lungnahme zu den Geschehnissen ab. Wo der 
deutsche Mob sich Online-Pogrome und Flash-
Mob-Attacken herbeiwünscht, gibt es keinen 
Frieden mit Volk und Nation.
 
Am Anfang stand die NPD
Anfang Juli tauchten im Kiez um die Carola-
Neher-Straße Plakate im Stadtbild auf, die sich 
auf die Einrichtung einer Notunterkunft für 
Asylbewerber_innen in dem ehemaligen Max-
Reinhardt-Gymnasium bezog. Ausgegeben wur-
de dieses Plakat von der bis dahin unbekannten 
Bürgerinitiative Marzahn / Hellersdorf, die im 
V.i.S.d.P. den Namen Thomas Crull führte, der 
2011 zur Abgeordnetenhauswahl für die NPD 
kandidierte. Die Lesart der Plakate gab sich zu 
dem Zeitpunkt auch formulierungsgleich mit 
Punkten aus dem NPD-Wahlprogramm und 
transportierte offene rassistische Hetze. So die 
Forderung nach Abschiebung von „kriminellen 
Ausländern und Asylanten“ und die Zuschrei-
bung von „Müll, Kriminalität und Lärm“ gegen-
über Unterkünften von Asylsuchenden sowie die 
(vermeintliche) Diskreditierung von Asylbewer-
ber_innen als „Wirtschaftsflüchtlinge“.
Mit Verbreitung der Plakate wurden auch anti-
faschistische Initiativen in Marzahn-Hellersdorf 
auf die Bürgerinitiative aufmerksam und the-
matisierten ihr Wirken nachfolgend medial.   
Parallel dazu wurde eine Facebook-Seite unter 
dem Label der BMH gegründet, angeblich um 
Bürgerinnen und Bürgern eine Plattform für 
ihre Sorgen und Ängste zu geben. Federführend 
auf dieser Plattform waren zu dem Zeitpunkt 
Berliner Neonazis aus dem Spektrum des Natio-
nalen Widerstands (NW Berlin) und der NPD. 
Während Thomas Crull als presserechtlicher 
Vertreter der Publikationen fungierte, begab 
sich Matthias Wichmann, langjähriger Aktivist 
der JN, der NPD und Schützling von Andreas 
Storr, in seiner Funktion als BVV-Verordneter 
für die NPD auf Klinkenputz-Tour durch den 
Kiez, um Anwohner_innen persönlich für die 
Sache zu gewinnen. Die Plakate wurden unter 
anderem durch den NW-Aktivist und –Lauf-
burschen Lars Niendorf aus Marzahn an Haus-
halte und eine Lokalzeitung verteilt. Spätestens 
zu diesem Zeitpunkt muss sich auch der bis 
dato unbekannte André Kiebis, der später als 
zentrale Figur in Organisation und Kommuni-
kation fungierte, in die Strukturen der BMH 
eingearbeitet haben. André Kiebis ist ehemaliger 
IT-Kaufmann und agierte bisher nicht offen in 
der neonazistischen Subkultur. Nach einem Ar-
tikel  der Berliner Zeitung[1], der auch die Be-
obachtung der BMH durch Verfassungsschutz 
thematisierte, wechselte die Aufmachung und 
die inhaltliche Positionierung ihrer Seite. Es ist 
davon auszugehen, dass zu diesem Zeitpunkt 

André Kiebis seine Rolle als Strohmann für den 
neonazistischen Hintergrund der BMH über-
nahm.  Das Verschwinden der Berliner Neonazis 
als Kommentator_innen und Organisator_in-
nen auf der Plattform lässt vermuten, dass zu-
gunsten der bürgerlichen Fassade und der An-
schlussfähigkeit für rechtsoffene und rassistische 
Bürger_innen ein strategischer Rückzug aus der 
Öffentlichkeit durch die Neonazis stattfand.
 
Der „Braune Dienstag“[2]
Die BMH mobilisierte weiterhin zu einer von 
Bezirk und Land Berlin ausgerichteten Infor-
mationsveranstaltung am 09. Juli 2013. In ihrer 
inhaltlichen Positionierung gab sie sich argu-
mentativ nun weiter gefasst. Jedes Argument, 
das gegen eine Eröffnung des Heimes sprach 
wurde genutzt.   Neue Qualität dabei war auch 
die angebliche Sorge um das Wohl der Geflüch-
teten und der Bezug auf die deutsche Rolle in 
weltweiten Migrationsbewegungen. Stil, Recht-
schreibung und Argumente deuten auf geschulte 
Neonazi-Kader_innen hin. Auch logistisch war 
der Einfluss organisierter und finanzkräftiger 
Strukturen bemerkbar: so wurden „Nein zum 
Heim“-T-Shirts an interessierte Bürger_innen 
zur Verfügung gestellt.  „Nein zum Heim“  wur-
de im Folgenden zum anschlussfähigen Slogan 
der BMH aufgebaut, auch durch ein Transpa-
rent an einer Brücke und entsprechenden Pos-
tings auf der Facebook-Seite. Antifaschist_innen 
wirkten der Aktivität der BMH entgegen und 
sorgten dafür, dass Plakate und Transparente nur 
wenige Stunden im Stadtbild auftauchten. Die 
Polizei wirkte einem öffentlich geplanten Akti-
onstag zum Aufhängen von „Nein zum Heim“-
Schildern an der geplanten Unterkunft entgegen 
und verteilte auch für Anwohner_innen Platz-
verweise. Die Lehre der BMH daraus war, sich 
in Zukunft nur noch konspirativ zu Aktionen zu 
verabreden, eine öffentliche Mobilisierung blieb 
für einige Zeit nach diesem Scheitern aus.
Am Dienstag, den 9. Juli 2013, fand um 18 Uhr 
auf einem großen Hof die schon vorher ange-

sprochene Informationsveranstaltung unter frei-
em Himmel statt. Über 800 Menschen fanden 
sich auf der für 400 Besucher_innen ausgelegten 
Veranstaltung ein, unter ihnen viele Medienver-
treter_innen und einige Refugees vom Protest-
camp am Oranienplatz. Schon frühzeitig wurde 
klar, das die Berliner Polizei auch stadtbekann-
te Neonazis ohne Kontrolle auf das Gelände 
lies. Beratungsangebote gegenüber dem Bezirk 
durch die „Mobile Beratung gegen Rechtsextre-
mismus“, um diese Neonazis zu erkennen und 
der Veranstaltung zu verweisen, wurden durch 
die Offiziellen abgewiesen. So konnten sich 
weitgehend ungehindert Sebastian Schmidtke 
(NPD Berlin) und Maria Fank (RNF Berlin) 
zur Thematik äußern, während Christian Bentz 
und andere Aktivist_innen von NW Berlin so-
lidarische Menschen durch Porträt-Aufnahmen 
und körperliche Gewalt abschreckten. Anwe-
send war zudem Julian Beyer, Lars Niendorf, 
David Gudra, Stephan Alex, Robert Scheffel 
und Steffen Peplow.[3]  Aber nicht nur die akti-
ve Generation von Neonazis zog das Thema an, 
sondern auch alte Bekannte. So hatte sich auch 
Daniela Fröhlich an der „Wortergreifungsstrate-
gie“ der Neonazis beteiligt. Daniela Fröhlich war 
seit Mitte der 90er zusammen mit ihrem Bru-
der Matthias die Führungsebene der Kamerad-
schaft Mahlsdorf, die zeitweise täglich Angriffe 
auf vermeintliche politische Gegner_innen und 
Menschen, die ihrem neonazistischen Weltbild 
nicht entsprachen, verübten.[4] Außerdem 
war sie grundlegend eingebunden in den Auf-
bau einer Berliner Anti-Antifa-Struktur und 
zog sich dann aufgrund einer Schwangerschaft 
und dem gestiegenen Fahndungsdruck aus dem 
politischen Alltag zurück. Nun scheint sie, zu-
sammen mit anderen ehemals aktiven Neonazis, 
ein lohnenswertes Ziel ihrer wiederaufleben-
den politischen Aktivität gefunden zu haben. 
Die anwesenden Neonazis waren aber selbst 
überrascht von der Aktivität, die der rassistische 
Bürger_innen-Mob entwickelte. Selig grinsend 
über die Lautstärke der „Nein zum Heim“-
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Rufe, maßgeblich initiiert durch André Kiebis, 
applaudierten sie johlend. Rassistische Zwi-
schenrufe, Beleidigung gegenüber vermeintli-
chen Gegner_innen und körperliche Übergriffe 
gingen zum Großteil von Anwohner_innen aus. 
Solidarische Menschen hatten schon zu Beginn 
der Veranstaltung das Gefühl, nicht unbeschadet 
den Schulhof verlassen und sich sicher durch den 
Kiez bewegen zu können. Die Stimmung, die 
der deutsche Mob erzeugte, lässt Befürchtungen 
für die Zukunft der Geflüchteten in der Unter-
kunft aufkommen. Der Hass, der sich an diesem 
Tag seine Bahnen brach, darf sich in keinem Fall 
im Alltagsleben der Geflüchteten bemerkbar 
machen. Eine starke antirassistische Zivilgesell-
schaft muss hier den Part übernehmen, den der 
Staat nicht übernehmen kann oder will: Schutz 
auf allen Ebenen. Nach der Veranstaltung sam-
melten sich ca. 15 Neonazis hinter einem NPD-
Transparent auf einer von Sebastian Schmidtke 
angemeldeten Kundgebung. Weitere ca. 40 
Neonazis standen direkt am Ausgang des Veran-
staltungsgeländes und versuchten vermeintliche 
politische Gegner_innen zu dokumentieren und 
einzuschüchtern. Anwesende Antifaschist_innen 
schufen spontan mit einer Demonstration durch 
den Kiez einen Schutzraum für solidarische Be-
sucher_innen der Veranstaltung und setzten so 
unmittelbar nach der desaströsen Veranstaltung 
ein kraftvolles, wütendes und entschlossenes 
Zeichen gegen Rassismus und Nazis.
 
Dennoch: das fatale Scheitern der staatlichen 
Vertreter_innen an diesem Tag ist haarsträu-
bend. Dort, wo die Polizei keine Präsenz ge-
genüber Neonazis zeigt, wo sich Bürgermeister 
und Bezirkspolitiker_innen beratungsresistent 
gegenüber Hilfsangeboten von Antifaschist_in-
nen zeigten, wo im Nachgang durch Bezirk und 
Stadt das Scheitern der Veranstaltung auf einen 
Links-Rechts-Konflikt konstruiert wird, wo eine 
rassistische Grundhaltung der Anwohner_innen 
verleugnet wird und sie als bemitleidenswerte 
instrumentalisierte Opfer dargestellt werden: 
dort bleibt nur zu konstatieren, dass rassistische 
Weltbilder nicht nur in der Mitte der Gesell-
schaft existieren, sondern auch institutionalisier-
te Formen durch den Schutz von Täter_innen 
in Hellersdorf angenommen haben. Das ist kein 
Konflikt zwischen Links und Rechts, sondern 
ein Konflikt zwischen Menschlichkeit und Ras-
sismus!
 
Medialer Aufschrei und NPD-Pleiten
Der mediale Aufschrei nach der Veranstaltung 
katapultierte Hellersdorf in die bundesweiten 
Medien. Politiker_innen aller Parteien leiste-
ten Lippenbekenntnisse, während die Neonazis 
ihren vermeintlichen Erfolg mit einer Kundge-
bungstour durch Berlin nur wenige Tage später 
feiern wollten. Die starke antifaschistische Mo-
bilisierung führte besonders in Hellersdorf für 
die Tour der NPD am 13. Juli 2013 zu einem 
Desaster, statt Bürger_innen holten sie sich nur 
faule Eier und Gemüse ab.[5] Währenddessen 
arbeitete die BMH an einer parallelen Organi-
sationstruktur mit den neu für die Sache gewon-
nen Anwohner_innen, die sich über Facebook 
meldeten. Konspirativ wurde so ein Aktions-
netzwerk aufgebaut, das auch bei einer drohen-
den Abschaltung der Seite funktionieren sollte. 

Erste Testläufe machte man mit anschlussfähigen 
Kleinstaktionen im legalen Rahmen: Anwoh-
ner_innen sollten mit durch die BMH verteilte 
Kreide „Nein zum Heim“ und andere Sprüche 
auf die Straße bringen. Sorgfältig dokumentiere 
man jede Schmiererei. Antifaschist_innen re-
agierten schnell und putzten noch in denselben 
Nächten die Straße und hinterließen „Rassismus 
tötet“-Zeichnungen. Auch die Polizei sah sich 
aufgrund des medialen Drucks zu Handlungen 
veranlasst und beseitigte einzelne Schmierereien 
mit Hilfe der Feuerwehr. Während des tagelan-
gen Hin- und Hers verschärfte sich der Inhalt 
der Kreideschmierereien der BMH und ihres 
Umfeldes massiv: bald kamen Forderungen wie 
„Schutz der Familie“, „Erst wir, dann der Rest 
der Welt“, die sozial-chauvinistische und rassis-
tische Zuschreibung „Assylanten“ und weitere 
Sprüche, die die kollektive (deutsche) Identität 
der im Kiez lebenden Bevölkerung betonte und 
im Gegenzug dazu das Feindbild der „Fremden“ 
produzierten. Neben einer Kreidezeichnung 
fand sich auch ein Hakenkreuz.
 
Das Ende der Kreidezeit
Am 27. Juli wurde deshalb von dem Netzwerk 
Solidarität, Hellersdorf Hilft Asylbewerbern, An-
tifaschist_innen und weiteren Aktivist_innen zu 
einem Kiezspaziergang unter dem Motto „Ende 
der Kreidezeit“ aufgerufen. Über 70 Leute zogen 
bunt durch den Kiez und entfernten 50 Krei-
deschmierereien und verteilten Flugblätter.[6] 
Schon zum Auftakt der Aktion versuchte André 
Kiebis durch abfotografieren von Aktivist_innen 
die Veranstaltung zu stören, was durch engagier-
te Antifaschist_innen verhindert werden konn-
te. Die Berliner Polizei versuchte mehrmals, 
den Spaziergang mit repressiven Maßnahmen 
zu kriminalisieren und trug damit ihren Teil zur 
Konstruktion eines Links-Rechts-Konfliktes bei. 
Im Nachgang der Aktion wurde auf der Seite 
der BMH Daten von vermeintlichen politischen 
Gegner_innen zusammen mit einem Foto, das 
André Kiebis angefertigt hat, veröffentlicht. Die 
Art und Weise deutet stark auf die vergangenen 
Veröffentlichungen von NW Berlin hin, sodass 
eine Verbindung zu Anti-Antifa-Strukturen, 
durch die starke Aktivität von Christian Ben-
tz wohl zum Umkreis der Lichtenberger NW-
Nazis um die Lückstr. 58, angenommen werden 
kann. Das abstrakte Zusammenwirken von Po-
lizei und Neonazis durch die Einschüchterung 
und Aufnahme von Personalien von Aktivist_in-
nen wird umso bedrohlicher, als dass die BMH 
verlauten lässt, eine_n Polizeibeamt_in in ihrer 
Reihe zu haben.

André Kiebis and Friends – Drohungen und 
Anti-Antifa
Bereits vorher wurden durch André Kiebis und 
Neonazis im Umfeld der BMH schon Politiker_
innen, Journalist_innen und Amtsträger_innen 
mit dem Veröffentlichen von Daten und dem 
Aufruf zur massenweisen Anzeige durch BMH-
Mitglieder bedroht. Damit sollte der Rückzug 
der einzelnen Personen aus der öffentlichen 
Debatte erwirkt werden, um den Neonazis der 
BMH das Feld zu überlassen. Das setze sich im 
weiteren Verlauf fort: so wurde am   5. August 
2013 der Radio-Moderator Hendrik Schröder 
in seiner Sendung „Blue Moon“[7]   öffentlich 

von einem „Lars“ bedroht, nachdem er ihn auf 
seinen falschen Namen hingewiesen und nach 
seinen Verbindungen zur NPD gefragt hat. Auf-
merksamen Zuhörer_innen ist aufgefallen, dass 
Lars wohl André Kiebis war, dessen Name zu 
diesem Zeitpunkt schon durch ein Plakat enga-
gierter Anwohner_innen der Öffentlichkeit be-
kannt gegeben wurde. Die Bedrohungen reißen 
nicht ab, werden nur extremer: Aktivst_innen 
wurden inzwischen sogar mit Tod durch das 
BMH-Umfeld bedroht und sexistisch attackiert.
 
Nach dem Kiezspaziergang kam es nur noch 
vereinzelt zu Kreideschmierereien, dafür mit 
deutlich neonazistischem Inhalt wie „88 ist un-
ser Leben“ und „NSDAP / NPD“. Auch wurde 
aus der frustrierenden Erfahrung des engagier-
ten Entfernens der rassistischen Parolen immer 
häufiger zur Sprühdose gegriffen und „Nein 
zum Heim“-Schablonen erstellt. Auch online 
veränderte sich die Stimmung erneut. Während 
nach dem Outing[8]  seiner Personendaten An-
dré Kiebis für einigen Stunden komplett aus 
dem Netz verschwand und dann unter neuem 
Namen kommentierte, fanden auch wieder neo-
nazistische Kader_innen wie Maria Fank ihren 
Weg auf die Plattform und kommentierten die 
Einträge der BMH.  Dabei sind sie aber nur ein 
Teil des übergreifenden rassistischen Konsenses 
der ca. 150 mit der BMH-Facebook-Seite ver-
netzten und regelmäßig aktiven tatsächlichen 
Anwohner_innen. Nicht nur die Selbstbeschrei-
bung der BMH, sondern auch Kenntnisse und 
Veröffentlichung interner Informationen lassen 
darauf weiterhin schließen, dass ein_e Mitarbei-
ter_in des Bezirksamts aktiv versucht, zumin-
dest durch Informationsweitergabe den Um-
bau der geplanten Unterkunft zu verhindern. 
 
Auch überbezirkliche Kontinuitäten zu ande-
ren vermeintlich bürgerlichen Initiativen gegen 
Unterkünfte lassen sich erkennen. Rechtsan-
walt Jens-Georg Morgenstern ist sowohl für die 
Unterkunfts-Gegner_innen in Reinickendorf 
als auch neuerdings in Hellersdorf aktiv. Privat 
und Beruflich ist der Rockabilly-Fan durchaus 
auf einer Linie mit seinen Mandanten: während 
er auf seinem Facebook-Profil den Gründer des 
Ku-Klux-Klans liked, argumentiert er juristisch 
mit rassistischen Argumenten wie „Seuchenge-
fahr“.[9] Inzwischen dürfte allerdings auch seine 
Sozietät „Streifler & Kollegen“ mitbekommen 
haben, dass Morgenstern keine Bereicherung für 
die Kanzlei ist. Das Engagement eines so skand-
alträchtigen Anwalts lässt zudem auch die Fassa-
de der Bürger_innen in Reinickendorf bröckeln.
 
Fernsehinterviews und Demonstrationen als 
Flash-Mobs?
Das Mobilisierungspotential der BMH in den 
nicht-digitalen Raum hinein beläuft sich kurz-
fristig auf ungefähr 40 Personen, von denen eini-
ge enge Kontakte zu den Neonazis von NW Ber-
lin, so z.B. Julian Beyer, haben. Dieses Umfeld 
der BMH agierte kurzfristig auf eine Anfrage des 
ARD Morgenmagazins und stellte jüngst einen 
Teil einer konspirativ organisierten, angeblich 
spontanen Demonstration, um die Deutungs-
hoheit über den politischen Stand der Anwoh-
ner_innen im Sinne zu beeinflussen. Medienan-
fragen werden allerdings inzwischen kaum noch 
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beantwortet. Man versucht über die Facebook-
Seite sich eine Parallel-Realität zu schaffen, und 
bedient dabei einen verschwörungstheoretischen 
Narrativ[10], der allen Medien pauschal einen 
linken und BMH-feindlichen Hintergrund 
unterstellt. Man schwört sein Publikum darauf 
ein, sich nur noch über Quellen zu informieren, 
die vermeintliche Neutralität postulieren – das 
meint die Facebook-Präsenz der BMH, Zeit-
schriften der Extremen Rechten und der Cons-
piracy-Szene als auch Berichte von NW-Berlin-
Kader Stephan Alex[11]. Zusammengetragene 
Fakten durch die Presse werden resistent igno-
riert. Das Zusammenhaltsgefühl ist prioritär bei 
allen Sympathisant_innen.
 
Grundlegend basiert diese Strategie aber auf 
dem, dem überwiegenden Teil der   Anwoh-
ner_innen innewohnenden, alltagsrassistischen 
Konsens. Die BMH versucht krampfhaft, sich 
als Sprachrohr all jener zu stilisieren, um diesen 
unterschwelligen Rassismus zu eskalieren. Diese 
Eskalation rief ihre Demonstration vom 9. Au-
gust 2013 (genau einen Monat nach der Bürger-
versammlung) auch hervor: in enger Verbindung 
mit dem NPD-Wahlkampf-Team, bestehend 
u.a. aus Maria Fank und David Gudra, wurde 
die Demonstration durch André Kiebis ange-
meldet und durchgeführt. Einen großen Teil der 
Demonstrant_innen stellten dabei Thor Steinar, 
Consdaple und andere szenebekannte Mar-
ken tragende Männer, die auch das vorbereite 
Transparent („Das Volk sagt Nein zum Heim“) 
trugen. Auch die mitgeführten Schilder zeigten 
eine neue Qualität der Argumentation: es wurde 
durch „Gefühl statt Asyl“ oder „Erst wir, dann 
ihr“ nicht mehr auf die Gegnerschaft zum Heim 
abgestellt, sondern eine klare Position gegen 
das Recht auf Asyl und für die unterschiedli-
che Wertigkeit von Menschen bezogen. Damit 
schließt sich der Kreis zu der anfänglichen Über-
nahme von rassistischen NPD-Positionen. Der 
Versuch, sich ein bürgerliches Gesicht zu geben, 
dürfte inzwischen intern durch die BMH und 
die NPD als gescheitert angesehen werden, auch 
wenn man aktuell noch versucht, sich krampf-
haft und unglaubwürdig zu distanzieren. Im 
weiteren Verlauf wurden der Polizei zufolge zu 
Straftaten aufgerufen. Daniela Fröhlich, die als 
Rednerin am Mikrofon stand oder durch André 
Kiebis, der seine BMH-Crew mit einem Mega-
fon durch den Kiez navigierte, nahmen zentrale 
Rollen ein. In der Demonstration lief außerdem 
Julian Beyer als auch Björn Wild mit. Stephanie 
Piehl und Christian Bentz waren als Anti-Anti-
fa-Fotograf_innen aktiv.
 
Ausblick
Wir halten eine Zuschreibungen der Medien 
über die angeblich anonym agierende Bürger-
initiative für längst überholt. Spätestens seit der 
Demonstration am vergangenen Freitag ist deut-
lich geworden, dass hinter der BMH die NPD 
Berlin und der NW Berlin personell und organi-
satorisch steht. Mit André Kiebis ist der Stroh-
mann für diese Struktur schon seit Wochen be-
kannt. Es muss jetzt um eine klare Benennung 
dieser Strukturen gehen und ein entschlossenes 
Gegenwirken auf allen Ebenen.
In den nächsten Tagen wird der als Notunter-
kunft geplante Teil des Lagers eröffnen. Auf-

grund der hohen Aktivität der BMH, des An-
wohner_innen-Mobs und der organisierten 
Neonazis sind militante Aktionen gegen die Un-
terkunft und Asylsuchende zu erwarten. Schon 
lange wird auf der BMH-Seite die Einrichtung 
einer Bürgerwehr gefordert und schon zum Ein-
zugstermin könnte der pure Hass des deutschen 
Volksmobs an den Geflüchteten und ihrer Un-
terkunft mit schrecklichen Resultaten ausgelebt 
werden. Die Bedrohung von Leib und Leben 
von People of Color ist nicht nur durch den 
NSU und neonazistische Schlägerbanden eine 
ständige Gefahr, sondern auch durch die rassisti-
sche deutsche Mitte möglich.
Dort, wo Polizei und Bezirk ihre Pflichten nicht 
wahrnehmen können oder wollen, müssen enga-
gierte Antifaschist_innen und Antirassist_innen 
sowie weitere solidarische Menschen, den Druck 
auf allen Ebenen aufbauen und verstärken, um 
den Neonazis ihren vermeintlich sicheren Kiez 
zu nehmen und eine solidarische Atmosphäre 
für Geflüchtete aufzubauen. Das kann nicht bei 
Lippenbekenntnissen und Runden Tischen blei-
ben, sondern muss praktisch werden.
 
Praktische Solidarität und ihre Formen
Dazu müssen auch die Anbieter_innen von sozi-
alen Netzwerken in die Pflicht genommen wer-
den, Online-Pogrome und Flash-Mob-Attacken 
zu verhindern. Rassistische Plattformen auf Fa-
cebook oder anderswo darf es nicht geben!
Der Bezirk muss sich klar dazu bekennen, das 
Marzahn-Hellersdorf ein Problem mit Rassist_
innen hat und zwar nicht vereinzelt, sondern 
in einer großen Mehrheit und auch in der Ver-
waltung und politischen Ämtern. Er muss dem 
offensiv entgegenwirken. Dazu reicht es nicht, 
Funktionärsstellen zu schaffen, sich schöne Ti-
tel zu verleihen und ein Imageprogramm[12] zu 
starten. Vielmehr muss Aufklärung, praktischer 
Schutz vor Rassismus und bezirklicher Wider-
stand inkl. Alternativen zum Lagerkonzept des 
Landes organisiert werden. Dazu muss mit zivil-
gesellschaftlichen Kräften zusammengearbeitet 
werden und ihre Hilfe darf nicht ausgeschlagen 
werden.
Die regionalen Wohnungsgesellschaften und 
–träger_innen müssen ihrer menschlichen Ver-
pflichtung und ihrer gesellschaftlichen Ver-
antwortung gerecht werden und einen Teil 
ihrer Wohnungen für ein dezentrales Unterbrin-
gungskonzept zur Verfügung stellen. Das gilt 
insbesondere für die Wuhletal e.G., die ihren 
rassistischen Vorstand über Bord kippen muss.
People of Color sind seit Jahrzehnten ein ele-
mentarer Teil von Marzahn-Hellersdorf. Dem 
müssen zivilgesellschaftliche Kräfte mit stärkerer 
Partizipation gerecht werden, genauso wie die 
jüngere Geschichte des Bezirkes in Hinblick auf 
diese Menschen gewürdigt werden muss.
Antifaschistische und Antirassistische Akti-
vist_innen dürfen nicht kriminalisiert werden, 
ihr Widerstand muss durch alle solidarischen 
Kräfte gefördert werden. Kreative Aktionen, po-
litische Freiräume und solidarische Institutionen 
in Marzahn-Hellersdorf müssen ihren Platz er-
halten.
Linker Konsens kann nur sein: keine Querfront 
mit Rassist_innen. Dort, wo die Diskurs-Ergeb-
nisse von Hoyerswerda, nämlich nicht mit dem 
deutschen Mob zu paktieren, durch Antisemit_

innen und Rassist_innen aus der Linken aufge-
weicht werden[13], muss man entgegenwirken. 
Kein Frieden mit Volk und Nation!
Die rassistische Abschiebe- und Lagerpolitik 
des Staates, das rassistische Vorgehen der Polizei 
gegenüber Geflüchteten und anderen als nicht-
deutsch empfunden Menschen, die rassistische 
„Das-Boot-ist-voll-Rhetorik“ der Bundesregie-
rung und die Abschottung Europas muss ein 
Ende haben.

Refugees welcome!
Die Gruppe „Dekonstruktion Ost“ ist ein Zu-
sammenschluss von Aktivist_innen aus Mar-
zahn-Hellersdorf und Berlin. Durch Theorie 
und Aktion bearbeitet sie schwerpunktmäßig 
politische Themenfelder im Bezirk, ohne dabei 
Labelpolitik zu betreiben. Publikationen sind 
auf dost.blogsport.de verifizierbar. Anfragen zur 
Druckübernahme oder Nachfragen zur Thema-
tik über die auf der Website angegebenen Kon-
taktmöglichkeiten.
 
[1] Berliner Zeitung: „Asylheim Hellersdorf: 
Anonyme Hetze gegen Asylbewerber“ vom 
4.7.13 [http://www.berliner-zeitung.de/berlin/
asylheim-hellersdorf-anonyme-hetze-gegen-
asylbewerber,10809148,23604124.html]
[2] AG Antifa von Avanti Berlin: „Nur Mob, 
noch keine Elite“, analyse & kritik 585.
[3] AMH: „Rassist_innen und Neonazis hetzen 
gegen Flüchtlinge in Hellersdorf! Fight Back!“ 
vom 10.7.13 [https://linksunten.indymedia.
org/de/node/90456]
[4] junge Welt: „Nazis wittern Morgenluft“ vom 
14.8.13 [http://www.jungewelt.de/2013/08-
14/007.php]
[5] taz: „Nazis im Eierregen“ vom 13.7.13 [ht-
tps://www.taz.de/Hetze-gegen-Berliner-Fluecht-
lingsheime/!119815/]
[6] Hellersdorf hilft: „Erfolgreicher und bunter 
Kiezspaziergang“ vom 28.7.13 [http://hellers-
dorfhilft.wordpress.com/2013/07/28/erfolgrei-
cher-und-bunter-kiezspaziergang/]
[7] Abrufbar, nach rechtlichem Vorgehen 
gegen Fritz, unter: https://cdn.anonfiles.
com/1375925480905.mp3
[8] Anwohner*innen: „Hellersdorf - Rassisten 
und Nazis geoutet!“ vom 1.8.13 [https://links-
unten.indymedia.org/en/node/91741]
[9] Neues Deutschland: „Festnahmen nach 
Demonstration in Hellersdorf“ vom 12.8.13 
[http://www.neues-deutschland.de/art i-
kel/829962.festnahmen-nach-demonstration-
in-hellersdorf.html]
[10] Zum kritischen Nachhören über Wahr-
heitsschaffung – Fefe/Rieger: „Alternativlos, 
Folge 23“ vom 6.5.2012   [http://alternativlos.
org/23/]
[11] Fight Back: „Anti-Antifa Aktivist als 
„Journalist“ unterwegs - Stephan Alex“ vom 
11.8.13 [https://linksunten.indymedia.org/de/
node/92352]
[12] „Auftakt und Vorstellung der neuen 
Imagekampagne des Bezirks Marzahn-Hel-
lersdorf“ vom 15.8.13 [http://www.berlin.de/
ba-marzahn-hellersdorf/aktuelles/presse/ar-
chiv/20130813.1010.387855.html]
[13] SoL: „Flugblattaktion zur Flüchtlingsun-
terkunft in Hellersdorf“ vom 10. 8.13 [https://
linksunten.indymedia.org/de/node/92280]
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Im Kontext der Eröffnung von Notunterkünften 
für Flüchtlinge haben sich in den letzten Mona-
ten Initiativen gegründet, die Flüchtlinge unter-
stützen und einer rassistischen Mobilmachung 
in der jeweiligen Anwohner_innenschaft ent-
gegentreten wollen. Diese haben sich auf dem 
Festival gegen Rassismus zu einem Workshop 
getroffen und ihre Erfahrungen ausgetauscht.

Die Vorkommnisse in Hellersdorf waren für 
viele schockierend. Allerdings nur eine der sog. 
Anwohner_innenversammlungen, die aus dem 
Runder gelaufen sind. Ähnliche Versammlungen 
in anderen Bezirken haben schon vorher gezeigt, 
wie notwendig antirassistische Interventionen 
sind. Auch die konkrete Unterstützungsarbeit in 
den neuen Unterkünften macht eine Vernetzung 
notwendig, da sich bestimmte Probleme überall 
stellen. An dem Erfahrungsaustausch nehmen 
daher Hellersdorfer_innen, Reinickendorfer_in-
nen, Charlottenburger_innen, Grünauer_innen 
und Spandauer_innen teil.

1. Aus den Bezirken
In Treptow/Köpenick ist damit zu rechen, dass 
neben der Notunterkunft in Grünau weitere 
Unterkünfte im Bezirk eröffnen. Auseinander-
setzungen sind vorprogrammiert. Im Zentrum 
für Demokratie gibt es seit April eine neue Stelle, 
die sich als Anlaufstelle für Migrant_innen und 
Antirassistische Bildung versteht und sich auch 
um Netzwerkarbeit kümmert. Diese ist sehr 
hilfreich für die Entwicklung von Soliarbeit für 
Flüchtlinge.
Bei der Versammlung in Grünau wurde, an-
ders als in Hellersdorf, nicht suggeriert, dass die 
Notunterkunft verhinderbar wäre. Das Motto 

„Grünau hilft“ fokussierte die Unterstützung. 
Die Moderation durch einen Bürgerverein und 
das Setting in einer Kirche sorgten für ein anders 
Klima. Dennoch gab es viele rassistische Stim-
men.
Die Aktivitäten des Bezirksamts, Heimleitung, 
aber auch der organisierten Zivilgesellschaft ist 
darauf ausgelegt die Anwohner_innen nicht zu 
provozieren und die Bewohner_innen der Un-
terkunft „wegzusperren“. Das gilt für die man-
gelnde Einschulung, Begegnungsinitiativen und 
den Möglichkeiten, Unterstützung der z.T. wil-
ligen Anwohner_innen zu organisieren. Aktuell 
gibt es einen kleinen Runden Tisch, der aber 
nicht dazu dient, wirkliche Verbesserungen in 
der Unterbringung zu erzielen, sondern eher das 
Bestehende zu legitimieren.
Die zivilgesellschaftlichen Kräfte die gut gegen 
Rechts zusammenarbeiten sind sich in Sachen 
Rassismus nicht einig und oft überfordert. Die 
Unterstützung artet schnell in Paternalismus aus 
und es wird „Hilfe“ geleistet, die gar nicht er-
wünscht ist. Das dürfte auch daran liegen, dass 
der Kontakt zur Unterkunft immer nur über die 
Heimleitung erfolgt.
In Hellersdorf wird der Einzug in diesen Tagen 
erfolgen. Verschiedene rechte Gruppierungen 
haben sich schon angemeldet. Es gibt wohl auch 
Bürger_innenwehren, die das Haus überwa-
chen. Die größte Problematik ist, dass die Geg-
ner_innen der Unterkunft direkt dort wohnen 
(z.B. der NPD Kandidat in der gleichen Stra-
ße) und die Unterstützer_innen eher weiter weg 
sind oder sich in der direkten Umgebung nicht 
zu Erkennen geben wollen. Die Gegner_innen 
neigen zu spontanen Versammlungen und sind 
durch Kontakte in das Bezirksamt besser infor-

miert als die Öffentlichkeit. Die Polizei und das 
Bezirksamt sind darauf nicht vorbereitet. Die 
Ereignisse passen nicht in das politisch prokla-
mierte Selbstbild des Bezirks als „antirassisti-
scher Bezirk“ und werden deshalb kleingeredet. 
Das LaGeSo lehnt jede Verantwortung für die 
Sicherheit der Flüchtlinge ab.
In Hellersdorf haben sich zwei Gruppen gebil-
det, die unterschiedliche Dinge organisieren. 
Das Netzwerk Solidarität beschäftigt sich eher 
mit der öffentlichen Meinungsbildung, wäh-
rend Hellersdorf-Hilft vor allem Hilfsangebo-
te sammelt und koordiniert. Es gibt auch in 
Hellersdorf einen Runden Tisch, der sich aber 
„Netzwerk für Menschen in Not“ nennt, da be-
mängelt wurde, dass nicht alle Beteiligten (u.a. 
die NPD-Initiative) mit am Tisch sitzt.
In Reinickendorf kam es nicht zu so einer gro-
ßen rassistischen Versammlung wie in Hellers-
dorf. Allerdings waren ähnliche Ansätze auch 
rund um das Marie-Schlei-Haus und Bonhoef-
fer-Standort zu spüren. Das Bezirksamt hat dazu 
beigetragen die Unsicherheiten bei den Anwoh-
ner_innen weiter anzutreiben und für ein poli-
zeiliches Wegsperren der Flüchtlinge gesorgt. 
Der Betreiber AWO hat mit einem Begegnungs-
fest und mit guter Gegenöffentlichkeit zu einer 
Normalisierung beigetragen.
Die regionale Unterstützer-Initiative ist zu-
nächst auf wenig Rückhalt gestoßen. Dieser baut 
sich aber nun langsam über persönliche Kontak-
te auf. Ziel ist, dass Unterstützungsarbeit im 
zwischenmenschlichen Alltag möglich gemacht 
wird.
Im Westend hat es mit rassistischen Plakaten an-
gefangen. Daraufhin hat sich „Willkommen im 
Westend“ gegründet. Einmal im Monat findet 
ein offener Infoabend für Unterstützer_innen in 
der Unterkunft statt. Es gibt mittlerweile sehr 
viele Sachspenden und ehrenamtliche Hilfe aus 
der Gegend.
In Wandlitz wurde bei der ersten Anwohner_in-
nenversammlung die Position pro-Flüchtlinge 
gezielt stark gemacht. So ist die Veranstaltung 
umgeschlagen und es hat sich auch ein Netzwerk 
gegründet, dass nicht nur Sachspenden koordi-
niert, sondern auch schon gegen Abschiebungen 
und gegen die NPD protestiert hat.
In Neukölln wurde bisher durch unterschiedli-
che Mittel verhindert, dass eine Unterkunft er-
öffnen kann. Demnächst soll es dennoch soweit 
sein. Die lokalen Initiativen sind darauf vorbe-
reitet.
In Spandau werden gerade Ersatzobjekte für 
die Motardstraße gesucht, da diese temporär 
schließen soll. Bei der Auswahl neuer Standorte 
kommen auch rassistische Gegenstimmung aus 
migrantischen Zusammenhängen.
Der Flüchtlingsrat hat einen detaillierten Über-
blick über fast alle Standorte. Seinen Erfahrun-
gen nach mangelt es in allen Unterkünften an 
Sozialarbeiter_innen. Die meisten Betreiber ha-
ben ein klares Profitinteresse, halten sich nicht 
an Absprachen und müssen über das LaGeSo 
gezwungen werden. Initiativen wie Multitude 
engagieren sich nicht lokal, sondern sind berlin-

„Bürgerprotest“ als rassistische Mobilmachung
17.08.2013 Workshop auf dem Festival gegen Rassismus / Bericht: Antifa Friedrichshain

Ergebnisse des Workshops am 17.08.2013



Lagerunterbringung in Berlin

6

weit in den Heimen mit Sprachkursen präsent. 
Die niedrigschwelligen Sprachkurse eröffnen 
den oft problematischen direkten Zugang zu 
den Bewohner_innen der Unterkünfte.
Das große Problem in Hellersdorf ist, dass die 
vielen Gegner_innen nicht auf genügend Ge-
genwehr treffen. Die Unterstützung der Anwoh-
ner_innen ist im Moment noch schwach. Es 
braucht mehr Institutionen, die sich einklinken 
und sich politisch klar positionieren.

2. Anwohner_innenversammlungen
Eigentlich gibt keinen Anlass zu Bürger_innen-
beteiligung, wenn eine Unterkunft für Flücht-
linge eröffnet. Dennoch wird dieses Mittel oft 
gewählt, um (willentlich?) dazu aufzufordern 
dem Unmut darüber Luft zu machen. In man-
chen Bezirken hat es keine Versammlungen ge-
geben, und es hat sich auch kein Anwohner_in-
nenprotest entwickelt. Die Suggestion, durch 
massenhaftes Erscheinen das Heim verhindern 
zu können, ist falsch und gefährlich, weil es 
die Gegner_innen ermutigt. Im Umgang mit 
Anwohner_innen dürfen Bezirke keinen Zwei-
fel daran lassen, dass die Unterkunft kommt 
und dass es den politischen Willen gibt die Be-
wohner_innen zu unterstützen. Bei künftigen 
Versammlungen sollte vorher darauf Einfluss 
genommen werden, in welchem Setting, unter 
welchem Motto und mit welchen Referenten_
innen die Versammlungen stattfinden. Auch 
macht es Sinn, sich vorher damit auseinanderzu-
setzen was man selbst sagen will. Bei den letzten 
Versammlungen haben sich die Flüchtlingsun-

terstützer_innen immer erst sehr spät zu Wort 
gemeldet. Die Erfahrungen sind, dass sich aktive 
Gegner_innen nicht überzeugen lassen, egal mit 
welchen Argumenten diskutiert wird.

3. Vertiefung Unterstützungsarbeit
Die Isolation der Flüchtlinge in ihrer Unterkunft 
ist ein wesentlicher Grund für deren gesellschaft-
liche Isolierung. Deshalb sollten Angebote auch 
außerhalb der Unterkünfte organisiert werden. 
Die letzten Monate zeigen, dass Hilfsangebote 
oft nicht sinnvoll oder nicht umsetzbar waren. 
Am besten ist, zunächst Kontakt zu den Bewoh-
ner_innen der Unterkünfte herzustellen und ge-
nau nachzufragen was gebracht wird. Die Heim-
leitung ist nur bedingt Ansprechpartner, weil 
die auch oft Eigeninteressen hat. Bewährt hat 
sich, die Anwohner_innen in ihrem Alltag mit 
Flüchtlingen zu konfrontieren und von ihnen 
Unterstützung in ihrem persönlichen Rahmen 
zu erwarten. Als Beispiele wurden Sport- und 
Kulturvereine genannt. Diese könnten besser als 
einmalige Feste für Begegnung sorgen. So nimmt 
man dem Thema auch die Wahrnehmung als 
temporäres außeralltägliches „Problem“.
Drängend ist auch das knappe Geld, um Projek-
te außerhalb der Unterkunft zu entwickeln. Aber 
auch um bestimmte offensichtlich überforderte 
Berufsgruppen (z.B. Lehrer_innen, Erzieher_
innen) besser sensibilisieren zu können. Hier 
könnten Fachveranstaltungen und Fortbildun-
gen weiterhelfen, die aber auch von irgendwem 
entwickelt und durchgeführt werden müssen. 
Die Berufsverbände sind hier gefragt.

Die Unterkunft im Westend hat sich durch die 
vielen Hilfsangebote zu einer Musterunterkunft 
entwickelt. Die ehrenamtliche Hilfe kann also 
auch schnell dazu beitragen, das Modell „Mas-
senunterkunft“ wieder erträglich und populär 
zu machen. Durch eine Kritik am Lagersystem, 
aber auch durch die Entkopplung der Unterstüt-
zung von der Heimleitung, ist es dennoch mög-
lich solidarisch zu sein. Aus Bremen wurde von 
solchen Diskussionen berichtet. So verstellt die 
Selbstwahrnehmung als Helfer_innen/Unter-
stützer_innen oft die Position als Komplize, die 
ja eingenommen werden sollte um den Unter-
gebrachten auf gleicher Augenhöhe zu begegnen 
und nicht paternalistisch zu werden.
Die meisten Flüchtlinge könnten nach der Erst-
aufnahme durchaus in eigenen Wohnungen 
unterkommen, wenn denn dafür ein politischer 
Wille vorhanden wäre. Deshalb ist es dringlich, 
nicht nur „Lagerpolitik“ sondern auch „Woh-
nungspolitik“ zu betreiben. Das zuständige La-
geso begnügt sich mit Obdachlosenpolitik und 
lässt alles andere liegen. Erinnert wurde daran, 
dass es fast in allen Bezirken wohnungspolitische 
Netzwerke gibt, die auch für die Kämpfe von 
Flüchtlingen aktivierbar seien.
Für die lokalen Initiativen ist es wichtig eigene 
Schwerpunkte zu setzen, um sich nicht zu ver-
zetteln und alles bzw. gar nichts zu machen. 
Richtig ist. die zuständigen Akteure (z.B. Schul-
amt, Wohnungsbaugesellschaften, Kleingarten-
vereine, Bündnisse gegen Rechts usw.) in die 
Pflicht zu nehmen, aber eben auch eigene Ak-
zente zu setzen.

Flüchtlinge und Asylbewerber sollten
untergebracht werden in …

Welche Auswirkungen haben
Flüchtlingsunterkünfte?
Anteil der Befragten, die durch Flüchtlings-
unterkünfte Auswirkungen für den Stadtteil
erwarten, in Prozent

Die Unterbringung von Flüchtlingen und
Asylbewerbern in der Nachbarschaft würde …
Anteil der Befragten in Prozent*

sehr stark
stören
9

nicht stören
41

weniger stören
35

stören
12

Kriminalität, Gewalt

Berlin gesamt

*an 100 % Fehlende: keine Angaben

65
24

Berlin gesamt 30

soziale Spannungen

Müll, Dreck, Lärm

Verständigungs-
schwierigkeiten
sinkende Attraktivität
des Stadtteils

Belästigung

„Herumlungern“

Bettelei

Rassismus

negative Auswirkungen
allgemein
Integrationsprobleme,
Anpassungsschwierigkeiten
Verunsicherung der
Bevölkerung
Ablehnung der
Bevölkerung

Ghettoisierung

Arbeitslosigkeit

Kulturaustausch,
andere Kulturen

steigende Toleranz

steigende Attraktivität
des Stadtteils

29

18

16

7

6

3

3

2

2

4

12

11

11

4

4

9

2

2

1
positive Auswirkungen
allgemein

63

64
22

66
25

Ostteil

Westteil

35
58

20
73

46
48

38
49

Anhänger der …
SPD

Linke

CDU

Grüne

BLZ/BÖTTCHER (4), QUELLE: FORSA

Anteil der Befragten in Prozent*

Ich glaube, dass die meisten Zuwan-
derer nach Deutschland vorwiegend …

Anteil der Befragten in Prozent*

in Wohngebieten in der Stadt
in nicht so stark bewohnten Gebieten
am Stadtrand

vor Krieg oder polit. Verfolgung geflohen sind
aus wirtschaftlichen Motiven kommen
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Die Proteste gegen ein Asylbewerberheim in 
Berlin-Hellersdorf zeigten ein immer wieder-
kehrendes Muster der Diskriminierung gan-
zer Gruppen, sagt Wilhelm Heitmey-
er. Das trete bildungsunabhängig 
auf und betreffe auch Behin-
derte oder Obdachlose. In 
der Asyldebatte befeuere die 
Politik diese Stimmung. 
Politiker müssten vor Ort 
sichtbar sein, nicht nur 
die Polizei. 
Gabi Wuttke: Die Bundes-
republik Deutschland woll-
te aus der Geschichte gelernt 
haben, aber der Protest gegen 
ein neues Flüchtlingsheim in 
Berlin beweist mal wieder, auch 
von Krieg und Gewalt vertriebene 
Syrer und Afghanen werden bei uns 
nicht mit offenen Armen empfangen. Dafür 
sorgen seit Tagen Rechtsextremisten, Rechtspopu-
listen und - eine schweigende Mehrheit. Professor 
Wilhelm Heitmeyer ist Gründer des renommier-
ten Konfliktforschungsinstituts in Bielefeld. Seine 
Studien über Rechtsextremismus in Deutschland 
und die Fremdenfeindlichkeit in der Mitte unserer 
Gesellschaft waren Pionierarbeit und sind heute 
wichtiger denn je. Einen schönen guten Morgen, 
Herr Heitmeyer!
Wilhelm Heitmeyer: Guten Morgen!

Wuttke: Warum passiert nicht, was der regierende 
Bürgermeister von Berlin als Selbstverständlichkeit 
hinstellt, dass nämlich nur ein paar Hundert, aber 
nicht etwa alle Demokraten vor dem Flüchtlings-
heim zusammenstehen?
Heitmeyer: Eine Menge allein macht es nicht, 
sondern die Haltung, und da wissen wir ja, dass 
es Fremdenfeindlichkeit ohne Fremde gibt, wie 
es in der Geschichte Judenfeindlichkeit ohne 
Juden gab. Und insofern ist das nicht überra-
schend, aber man muss natürlich darauf reagie-
ren, denn jede Gesellschaft muss immer wieder 
ihre geltenden Normen bestätigen, nämlich: 
Die Würde des Menschen ist unantastbar. Nun 
sehen wir in Hellersdorf, dass die Würde antast-
bar ist, und da muss man sehr hellhörig werden.

Wuttke: Was hat Sie besonders hellhörig gemacht 
an diesem Fall?
Heitmeyer: Nun, mich überrascht das nicht. 
Das Grundmuster ist ja immer wieder gleich. 
Das sind Gruppengrenzen, die aufgebaut wer-
den, „wir“ auf der einen Seite und „die“ auf der 
anderen Seite, und das ist das, was wir in unse-
ren Forschungen gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit nennen. Dass es gar nicht um den 
einzelnen Afghanen oder um den einzelnen Sy-
rer geht, sondern die Gruppe als Ganzes wird 
dann in die Abwertung und in die Diskriminie-
rung hineingezogen, und das ist eigentlich das 
große Problem.

Wuttke: Und welche Botschaft steckt in dem po-
litischen Appell, wer sich mit den Flüchtlingen 

solidarisiert, der solle, Zitat, „das friedliche Zu-
sammenleben mit den Anwohnern nicht 

erschweren“?
Heitmeyer: Ja, also, die politi-

schen Signale an vielen Stel-
len befeuern natürlich diese 
Stimmung. Angefangen 
von der europäischen Po-
litik - Festung Europa - 
bis hin zu den jeweiligen 
Äußerungen der Abschie-
bepraxis. Und das große 

Problem scheint mir oft zu 
sein, dass diese Haltung ja 

gar nicht bildungsabhängig 
ist. Ich meine, wenn man im 

Fernsehen das Schreien von An-
wohnern sieht, dann denkt man ja, 

denken die eigentlich nach? Aber wir kennen 
das aus der Vergangenheit, und deshalb spre-
chen wir ja auch von gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit. 
Es trifft ja nicht nur die Asylbewerber, das trifft 
ja beispielsweise auch Behinderte, das trifft 
Obdachlose, wenn in besseren Wohngebieten 
solche Heime gebaut werden, dann ist da auch 
der Teufel los. Also, es ist eine generelle Frage, 
wie man mit Menschen umzugehen trachtet in 
einer Gesellschaft, die von sich selbst ja immer 
wieder behauptet, wir seien eine humane Ge-
sellschaft, eine soziale Gesellschaft. Aber man 
weiß also, das ist alles sehr dünnes Eis.

Wuttke: Aber ist es nicht immer wieder erschüt-
ternd, auch gerade für Sie als Forscher, festzustel-
len, dass Flüchtlinge letztlich auf einer Stufe mit 
einem Windrad stehen, nämlich dann, wenn es 
heißt, gerne, aber nicht vor meiner Tür?
Am 19. August 2013 kamen die ersten Flücht-
linge unter Polizeischutz im Aslybewerberheim 
in Berlin-Hellersdorf an. (Bild: picture alliance 
/ dpa Foto: Florian Schuh)
Heitmeyer: Ja. Dagegen helfen meines Erachtens 
nur öffentliche Debatten, und die politischen 
Repräsentanten müssen Stellung beziehen. Das 
heißt, in Hellersdorf der Bezirksbürgermeister, 
der ja auch gewählt ist, muss sichtbar sein, und 
nicht nur die Polizei. Die Polizei macht ja auch 
dann zum Teil Angst. Und von daher geht es 
auch darum, dass man den Asylbewerbern auch 
die Möglichkeit gibt, Anerkennung zu erwer-
ben. Das ist ja ganz wichtig. Denn der Vorwurf 
lautet ja immer, die liegen uns auf der Tasche, 
und die sind uns sowieso fremd. 
Fremdheit ist übrigens nicht das Problem. 
Fremdheit ist für alle Menschen in einer be-
stimmten Situation gewöhnungsbedürftig, aber 
es kommen ja soziale, kulturelle und zum Teil 
auch religiöse Dinge dazu. Also im Hintergrund 
schwappt dann auch der politische Islam, und 
wenn dann ein Bürgermeister wie in Schwä-
bisch-Gmünd den Asylbewerbern die Chance 

gibt, sich öffentlich als Individuen zu präsen-
tieren, und nicht nur, dass sie wahrgenommen 
werden als Gruppe, die vor dem Asylbewerber-
heim zusammenstehen, weil sie nicht arbeiten 
dürfen. Sie dürfen sich nicht bewegen. Das ist 
ja ein Teil des großen Problems, und dieses Pro-
blem hat diese Gesellschaft bei Weitem nicht 
gelöst.

Wuttke: Befördert denn dann Ihrer Meinung nach 
die Politik in Deutschland, in Europa, speziell die 
Asylpolitik die Vorurteile und Ressentiments gegen 
Menschen aus fremden Ländern?
Heitmeyer: Ja, an vielen Stellen ist dies so. Was 
in Italien auf der Insel Lampedusa sich abspielt, 
hat mit europäischer Tradition und Humanis-
mus ja nichts mehr zu tun, und der Papst hat 
das ja auch noch mal verdienstvollerweise deut-
lich gemacht. Aber es hat sich an manchen Stel-
len auch etwas verändert, etwa im Vergleich zu 
Rostock-Lichtenhagen 1992. Das war damals 
eine gezielte Verwahrlosung der Umgebung die-
ses Asylbewerberheimes durch Behörden. 
Ich glaube, das kommt so heute nicht mehr 
vor. Teilweise sind diese Menschen, die dort 
schreiend vor ihren Häusern standen und mit 
Drohungen gearbeitet haben oder versuchten 
Drohungen - das sind ja versuchte Machtde-
monstrationen, denn ein Teil dieser Menschen 
sind ja auch nicht gesellschaftlich integriert, 
das heißt, sie haben auch Anerkennungsdefizi-
te. Und wenn ich selbst nicht anerkannt werde, 
dann erkenne ich auch andere nicht an. Wenn 
dann auch noch soziale Differenzen, kulturelle 
und religiöse Differenzen hinzukommen. Also 
die Situation ist nicht einfach, aber sie muss na-
türlich bearbeitet werden. Und nicht nur allein 
durch eine Polizeihundertschaft.

Wuttke: Aber auch bildungsnahe Schichten haben 
ja ganz offensichtlich, obwohl es kein Thema gibt, 
über das in den letzten Jahren so viel berichtet 
wurde wie über den Arabischen Frühling und die 
Folgen, die Entwicklung, die es genommen hat, 
weshalb ja zum Beispiel jetzt auch die Syrer hier in 
Deutschland sind - dass es so wenig Empathie gibt!
Heitmeyer: Ja. Wenn in besseren Wohngebie-
ten Heime für Behinderte, für Obdachlose ge-
baut werden, dann gibt es, natürlich in feine-
rem Stil sozusagen, aber mit ähnlichem Effekt, 
diese fehlende Empathie, sich in die Situation 
- Empathie heißt ja, sich in die Situation von 
anderen hineinzuversetzen - das alles ist schon 
ein enormes Problem. Ich fürchte, es wird auch 
noch schlimmer, weil die Anonymität des Inter-
nets uns in den nächsten Jahren wahrscheinlich 
noch mehr Schwierigkeiten bereiten wird, weil 
da neue Strategien der Mobilisierung getan wer-
den, die man kaum beherrschen kann.

Wuttke: Sagt der Gewaltforscher Professor Wilhelm 
Heitmeyer im Interview der Ortszeit von Deutsch-
landradio Kultur. Herr Heitmeyer, besten Dank!

„die politischen Repräsentanten müssen Stellung beziehen“
Konfliktforscher zu Auseinandersetzung um Flüchtlingsheim in Berlin-Hellersdorf

22.08.2013 Wilhelm Heitmeyer im Gespräch mit Gabi Wuttke (Dradio)
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Das frühere Max-Reinhardt-Gymnasium in 
Kaulsdorf wird zurzeit zur Notunterkunft für 
Flüchtlinge umgebaut. Ab Ende des Monats 
kommen dort vor allem Menschen unter, denen 
die Flucht vor dem Bürgerkrieg in Syrien nach 
Deutschland gelungen ist.

Seit Tagen wird in Hellersdorf rassistische Stim-
mung gegen die geplante Unterbringung von Asyl-
suchenden gemacht. Ihren vorläufigen Höhepunkt 
erreichte die Hetze bei einer Bürgerversammlung 
am 9. Juli. Rund 50 Neonazis waren erschienen 
und skandierten unter dem Applaus vieler An-
wohnerinnen und Anwohner ihre Parolen.

Treibende Kraft hinter dieser Stimmungsmache: 
die „Bürgerinitiative“ Marzahn-Hellersdorf. Sie 
wird verantwortet von Thomas Krull, 2011 Kan-
didat der NPD und Fan der Neonaziband Sleip-
nir. Bei der Kundgebung agierten gezielt Neona-
zis des Nationalen Widerstands (NW) Berlin und 
der NPD, darunter der Schöneweider Sebastian 
Schmidtke (Landesvorsitzender der NPD), Maria 
Fank (Ring nationaler Frauen), Christian Bentz 
(Lichtenberg) und zahlreiche weitere bekannte 
Neonazis. Gezielt machen die Neonazis und die 
NPD Stimmung gegen Asylbewerber. Sie wollen 
sich im Wahlkampf in Abgrenzung zu anderen 
rechten und rechtspopulistischen Parteien als ras-
sistisches Original profilieren. Über das Internet, 
mit Plakaten und Transparenten schüren sie mas-
sive Ängste und hetzten mit rassistischen Parolen.

Die Neonazis verfolgen ihre eigenen Ziele. Was 
sie vorhaben, machen sie in aller Offenheit kund: 
Bei der Informationsversammlung tauchten sie 
mit T-Shirts auf, die die Aufschrift 22. bis 26. Au-

gust 1992 trugen – die Tage des rassistischen Pog-
roms von Rostock-Lichtenhagen.

Dass sie mit ihrer Hetze auf fruchtbaren Boden 
stoßen, ist das Problem. Alle Bewohnerinnen und 
Bewohner von Hellersdorf müssen sich entschei-
den, welchen Weg sie gehen wollen: Entweder Seite 
an Seite mit Neonazis gegen Menschen vorgehen, 
die vor Leid, Krieg und Folter geflohen sind, oder 
sich deutlich gegen diese rassistische Stimmungs-
mache wenden. Bei der Bürgerversammlung am 
9. Juli haben viele Menschen – bewusst oder un-
bewusst – mit den Neonazis zusammen eine At-
mosphäre geschaffen, die diese ermutigt, es wie 
1992 in Rostock-Lichtenhagen nicht alleine bei 
rassistischer Hetze zu belassen. Die Neonazis wer-
den bei der sich erst bietenden Gelegenheit ihre 
menschenverachtende Weltanschauung in die Tat 
umsetzen und mit Gewalt gegen alle vorgehen, die 
nicht in ihr Weltbild passen. 

Die Beschwichtigungsversuche von Bürgermeis-
ter Stefan Komoß (SPD), es habe am 9. Juli keine 
Pogromstimmung geherrscht, sind fehl am Platze. 
Jetzt ist eine Situation, in der klare Kante gegen 
Neonazis und Rassismus gezeigt werden muss. 
Jede und jeder ist aufgerufen, sich im Alltag ge-
gen die Stimmungsmache einzusetzen. Wer wie 
die „Bürgerinitiative“ Marzahn-Hellersdorf offen 
Rassismus schürt, darf dabei kein Gesprächspart-
ner für den Bezirk sein.

Viele Menschen in Hellersdorf engagie-
ren sich gegen die Neonazis und brau-
chen dabei jeden Tag unsere Unterstüt-
zung. Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen!

musst Dich 
entscheiden!Du

Klare Kante GEGEN Neonazis

und Rassismus!

ViSdP: P.
 M

ülle
r, O

ran
ien

str
. 1

3, 
Berl

in

avanti-projekt.de
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  E-M
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m
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terkünfte: 
  

S
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einschaftsräum
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em

einschaftsräum
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gew

andelt m
usste. 

 W
ie S

ie sicher den M
edien entnom

m
en haben, w

ollten w
ir in M

arzahn-H
ellersdorf am

 23.07.2013 eine 
U

nterkunft m
it 60 P

lätzen eröffnen und die K
apazität innerhalb w

eniger Tage/W
ochen auf ca. 200 B

etten 
erhöhen. D

ie A
rbeiten dort m

ussten w
ir unvorhergesehener W
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S
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äum
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etten pro R
aum
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otunterbringung aufgehoben, bitten sehen S
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m
² vor. 

 Ich bitte um
 V

erständnis für diese M
aßnahm

e zu der S
ie gesetzlich verpflichtet sind, da S

ie über den 
U

nterbringungsvertrag hinaus auch allgem
ein zur V

erm
eidung von O

bdachlosigkeit gem
äß A

S
O

G
 her-

angezogen w
erden können. Ich hoffe jedoch diesen form

ellen W
eg nicht beschreiten zu m

üssen. 
 M

it freundlichen G
rüßen 

Landesam
t für G

esundheit und S
oziales B
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nterbringungsleitstelle - B

U
L  

   M
erkw

ürdige Sozialberatung des LA
G

eSo: Flüchtlinge sollen nach einer kautionsfreien W
oh-

nung suchen 
D

ie S
ozialarbeiterInnen des LA

G
eS

o haben Flüchtlinge bis vorige W
oche dahingehend beraten, dass 

sie nach einer kautionsfreien W
ohnung suchen m

üssten. D
abei w
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it 
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 E

inkom
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erlin nirgends kautionsfreie W
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 bis E
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w

w
w
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 Verw
eigerte M

ietübernahm
e bei kurzer R

estlaufzeit des A
ufenthaltstitels 

D
as LA

G
eS
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eigert die K

ostenübernahm
e für M
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ohnungen, w
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äßig auf sechs 

M
onate befristete A
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estlauf-
zeit eines befristeten A
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ufenthaltsprognose 
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G
eS
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 w
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S
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w

w
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G
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O
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V

gl. auch P
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 19.07.2013  

w
w

w
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eldungen2.php?post_id=642 
  K

eine M
ietübernahm
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ohnungssuche von A

m
ts w

egen? 
E

nde Juli 2013 haben w
ir aus gegebenem

 A
nlass (s.o.) noch einm

al die Forderung an das LA
G

eS
o 

bzw
 die ZLA

 erhoben, allen Leistungsberechtigen in S
am

m
elunterkünften auch ohne vorheriges A

uf-
suchen der offensichtlich w

enig hilfreichen LA
G

eS
o-B

eratungsstelle für w
ohnungssuchende A

sylbe-
w

erberInnen (und m
ehrstündigem

 W
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in) rechtsverbindlich form
ulierte M

ietüber-
nahm

escheine zur V
orlage beim

 V
erm

ieter nach W
ahl von A

m
ts w

egen zu erteilen. D
arauf ging das 

LA
G

eS
o erneut nicht ein. 

 R
echtsw

idrige Ü
berbelegung der Sam

m
elunterkünfte 

S
iehe dazu das auch auf S

am
m

elunterkünfte anzuw
endende G

esetz zur B
eseitigung von W
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nungsm

issständen in B
erlin (W

ohnungsaufsichtsgesetz W
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 B
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w

w
w
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§ 7 B
elegung  

(1) W
ohnungen dürfen nur überlassen oder benutzt w

erden, w
enn für jede P

erson eine W
ohn-

fäche von m
indestens 9m

², für jedes K
ind bis zu sechs Jahren eine W

ohnfläche von m
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² vorhanden ist.  

(2) E
inzelne W

ohnräum
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erson 
eine W
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ind bis zu sechs Jahren eine W
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indestens 4m
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ebenräum
e zur M
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erfügung stehen. 

S
tehen N

ebenräum
e nicht oder offensichtlich nicht ausreichend zur V

erfügung, gilt A
bsatz 1 

entsprechend.  

D
em
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ohnfläche von 4m

². D
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indeststan-
dards des LA

G
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w
w

w
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G
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sylunterkuenfte_2012.pdf 

W
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U
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em
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n-
tergrenze von 9m

². 
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Darf jemand Ihre Post öffnen?

Nein, nur wenn Sie es erlauben. Wenn Ihre Post ohne Ihre Erlaubnis 
geöffnet wird, ist das eine Straftat. Dann können Sie eine Anzeige bei der 
Polizei stellen.

Darf jemand Ihre Post öffnen?

Nein, nur wenn Sie es erlauben. Wenn Ihre Post ohne Ihre Erlaubnis 
geöffnet wird, ist das eine Straftat. Dann können Sie eine Anzeige bei der 
Polizei stellen.

Dürfen die Heimangestellten ohne Ihre Erlaubnis Ihr Zimmer 
betreten?

Nein. Wenn Sie im Raum sind, muss man klopfen und warten, bis Sie 
sagen, er oder sie darf hereinkommen. Wenn Sie nicht da sind und etwas 
repariert werden muss, müssen Sie vorher informiert werden. Nur wenn es 
einen Notfall gibt, darf jemand, ohne vorher Bescheid zu sagen, in Ihr 
Zimmer, z.B. die Feuerwehr oder die Polizei. 

Dürfen die Heimangestellten ohne Ihre Erlaubnis Ihr Zimmer 
betreten?

Nein. Wenn Sie im Raum sind, muss man klopfen und warten, bis Sie 
sagen, er oder sie darf hereinkommen. Wenn Sie nicht da sind und etwas 
repariert werden muss, müssen Sie vorher informiert werden. Nur wenn es 
einen Notfall gibt, darf jemand, ohne vorher Bescheid zu sagen, in Ihr 
Zimmer, z.B. die Feuerwehr oder die Polizei. 

Darf jemand Ihren Schrank und Ihre Sachen durchsuchen?

Das darf nur die Polizei, wenn sie einen Hausdurchsuchungsbefehl hat. 
Wenn in Ihrer Hausordnung etwas anderes steht, informieren Sie uns 
bitte. Wir lassen die Hausordnung dann von einem Juristen oder einer 
Juristin überprüfen.

Darf jemand Ihren Schrank und Ihre Sachen durchsuchen?

Das darf nur die Polizei, wenn sie einen Hausdurchsuchungsbefehl hat. 
Wenn in Ihrer Hausordnung etwas anderes steht, informieren Sie uns 
bitte. Wir lassen die Hausordnung dann von einem Juristen oder einer 
Juristin überprüfen.

Was können Sie tun, wenn die HeimleiterInnen oder andere 
Heimangestellte Ihre Rechte verletzen?

Wenn sich die HeimleiterInnen oder die anderen Heimangestellten nicht 
an die Regeln halten, muss man sich das nicht gefallen lassen. Es gibt viele 
Möglichkeiten, sich zu beschweren und seine Rechte einzufordern: beim 
Sozialamt, bei der Integrationsbeauftragten des Landkreises oder des 
Landes Brandenburg. Wir empfehlen, sich an eine gute Beratungsstelle zu 
wenden. Adressen können Sie über den Flüchtlingsrat bekommen.

Was können Sie tun, wenn die HeimleiterInnen oder andere 
Heimangestellte Ihre Rechte verletzen?

Wenn sich die HeimleiterInnen oder die anderen Heimangestellten nicht 
an die Regeln halten, muss man sich das nicht gefallen lassen. Es gibt viele 
Möglichkeiten, sich zu beschweren und seine Rechte einzufordern: beim 
Sozialamt, bei der Integrationsbeauftragten des Landkreises oder des 
Landes Brandenburg. Wir empfehlen, sich an eine gute Beratungsstelle zu 
wenden. Adressen können Sie über den Flüchtlingsrat bekommen.

Flüchtlingsrat Brandenburg

Rudolf-Breitscheid-Str. 164
14482 Potsdam
Tel. 0331 – 716 499
info@fluechtlingsrat-brandenburg.de
www.fluechtlingsrat-brandenburg.de

Was darf die Heimleitung?Was darf die Heimleitung?

Worüber entscheidet sie?Worüber entscheidet sie?

Was ist ihre Aufgabe?Was ist ihre Aufgabe?

Eine Information des 
Flüchtlingsrats Brandenburg

Integrationsbeauftragte des 
Landes Brandenburg
Prof. Dr. Karin Weiss
Heinrich-Mann-Allee 103
14473 Potsdam
Tel. 0331 – 866 5900
integrationsbeauftragte@masf.
brandenburg.de

Was sind die Aufgaben der Heimleiterinnen und Heimleiter?

Sie sollen das Wohnen im Heim organisieren, mehr nicht. Sie sind nicht der 
„Chef“ oder die „Chefin“. In vielen Heimen sind die HeimleiterInnen 
gleichzeitig SozialarbeiterInnen. Sie werden dafür bezahlt, Ihnen zu 
helfen, wenn Sie etwas zusätzlich zur Sozialhilfe brauchen, z.B. Kleidung, 
oder wenn Sie einen Antrag auf eine Wohnung stellen wollen.

Was sind die Aufgaben der Heimleiterinnen und Heimleiter?

Sie sollen das Wohnen im Heim organisieren, mehr nicht. Sie sind nicht der 
„Chef“ oder die „Chefin“. In vielen Heimen sind die HeimleiterInnen 
gleichzeitig SozialarbeiterInnen. Sie werden dafür bezahlt, Ihnen zu 
helfen, wenn Sie etwas zusätzlich zur Sozialhilfe brauchen, z.B. Kleidung, 
oder wenn Sie einen Antrag auf eine Wohnung stellen wollen.

Haben die Heimleiterinnen und Heimleiter Macht über Ihren 
Asylantrag?

Nein. Die HeimleiterInnen haben mit Ihrem Asylverfahren nichts zu tun. 
Über Ihren Asylantrag entscheidet das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) in Eisenhüttenstadt. Wenn das BAMF Ihren Antrag 
ablehnt, können Sie dagegen bei einem Gericht klagen. Für die Klage vor 
Gericht brauchen Sie einen guten Anwalt! Das BAMF oder die Gerichte, 
entscheiden über Ihren Aufenthalt , nicht die Ausländerbehörde und auf 
keinen Fall die HeimleiterInnen.
Gegen falsche Entscheidungen der Ausländerbehörden können Sie sich 
wehren. Wenden Sie sich an eine Flüchtlingsberatungsstelle.

Haben die Heimleiterinnen und Heimleiter Macht über Ihren 
Asylantrag?

Nein. Die HeimleiterInnen haben mit Ihrem Asylverfahren nichts zu tun. 
Über Ihren Asylantrag entscheidet das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) in Eisenhüttenstadt. Wenn das BAMF Ihren Antrag 
ablehnt, können Sie dagegen bei einem Gericht klagen. Für die Klage vor 
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Zimmer wohnen müssen, aber ein anderes Zimmer leer ist, kann 
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➔ Jede Person soll 6 qm Wohnfläche haben. 
➔ Jede Person soll ein Bett, einen eigenen Platz im Schrank, einen 

Platz an einem Tisch und einen Stuhl haben.
➔ Man muss die Zimmer abschließen können. 
➔ Es muss für Frauen und Männer getrennte Duschen und Toiletten 

geben. Man muss die Toiletten und Duschen abschließen können, 
während man sie benutzt.
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Darf jemand Ihre Post öffnen?

Nein, nur wenn Sie es erlauben. Wenn Ihre Post ohne Ihre Erlaubnis 
geöffnet wird, ist das eine Straftat. Dann können Sie eine Anzeige bei der 
Polizei stellen.

Darf jemand Ihre Post öffnen?

Nein, nur wenn Sie es erlauben. Wenn Ihre Post ohne Ihre Erlaubnis 
geöffnet wird, ist das eine Straftat. Dann können Sie eine Anzeige bei der 
Polizei stellen.

Dürfen die Heimangestellten ohne Ihre Erlaubnis Ihr Zimmer 
betreten?

Nein. Wenn Sie im Raum sind, muss man klopfen und warten, bis Sie 
sagen, er oder sie darf hereinkommen. Wenn Sie nicht da sind und etwas 
repariert werden muss, müssen Sie vorher informiert werden. Nur wenn es 
einen Notfall gibt, darf jemand, ohne vorher Bescheid zu sagen, in Ihr 
Zimmer, z.B. die Feuerwehr oder die Polizei. 
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Darf jemand Ihren Schrank und Ihre Sachen durchsuchen?

Das darf nur die Polizei, wenn sie einen Hausdurchsuchungsbefehl hat. 
Wenn in Ihrer Hausordnung etwas anderes steht, informieren Sie uns 
bitte. Wir lassen die Hausordnung dann von einem Juristen oder einer 
Juristin überprüfen.
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Was können Sie tun, wenn die HeimleiterInnen oder andere 
Heimangestellte Ihre Rechte verletzen?

Wenn sich die HeimleiterInnen oder die anderen Heimangestellten nicht 
an die Regeln halten, muss man sich das nicht gefallen lassen. Es gibt viele 
Möglichkeiten, sich zu beschweren und seine Rechte einzufordern: beim 
Sozialamt, bei der Integrationsbeauftragten des Landkreises oder des 
Landes Brandenburg. Wir empfehlen, sich an eine gute Beratungsstelle zu 
wenden. Adressen können Sie über den Flüchtlingsrat bekommen.
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Flüchtlingsrat Brandenburg

Rudolf-Breitscheid-Str. 164
14482 Potsdam
Tel. 0331 – 716 499
info@fluechtlingsrat-brandenburg.de
www.fluechtlingsrat-brandenburg.de

Was darf die Heimleitung?Was darf die Heimleitung?

Worüber entscheidet sie?Worüber entscheidet sie?

Was ist ihre Aufgabe?Was ist ihre Aufgabe?

Eine Information des 
Flüchtlingsrats Brandenburg

Integrationsbeauftragte des 
Landes Brandenburg
Prof. Dr. Karin Weiss
Heinrich-Mann-Allee 103
14473 Potsdam
Tel. 0331 – 866 5900
integrationsbeauftragte@masf.
brandenburg.de
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m

entiert G
eorg C

lassen, S
ozialrechtsexperte des Flüchtlingsrats B

erlin. „B
e-

w
ohnerInnen ohne Im

m
unschutz w

urden ungeachtet ihres A
lters und G

esundheitszustandes durch die 
gem

einsam
e Q

uarantäne m
it den E

rkrankten gezw
ungen, sich dem

 Infektionsrisiko auszusetzen. B
is 

heute w
urden und w

erden m
edizinisch gebotene M

aßnahm
en zum

 S
chutz besonders vulnerabler P

er-
sonen (z.B

. S
äuglinge, S

chw
angere ohne Im

m
unschutz) sow

ie eine räum
liche Trennung von den E

r-
krankten, R

iegelim
pfungen oder Im

m
unglobulingaben w

eder angeboten noch durchgeführt.“  
  E

ntgegen dem
 B

eschluss des V
erw

altungsgerichts setzte das B
ezirksam

t bis zum
 späten A

bend des 
20. Juni die rechtsw

idrige Q
uarantäne-M

aßnahm
e m

it H
ilfe der P

olizei durch.  
 „D

as V
erhalten des B

austadtrats Lam
bert, des G

esundheitsam
tes und des in V

ertretung des G
esund-

heitsstadtrats handelnden S
ozialstadtrats H

öhne ist inakzeptabel. M
it ihrer B

lockade gegen die A
uf-

nahm
e von Flüchtlingen und der völlig abw

egigen Q
uarantänem

aßnahm
e haben sie sich politisch dis-

qualifiziert. S
tatt eine flüchtlingsfeindliche W

ählerschaft zu um
w

erben und rassistische S
tim

m
ungen zu 

befördern, m
üssen LokalpolitikerInnen sich ihrer V

erantw
ortung zur A

ufnahm
e schutzsuchender M

en-
schen stellen und im

 B
ezirk für die U

nterstützung der Flüchtlinge w
erben“, so C

lassen w
eiter. 

  D
er Flüchtlingsrat ruft A

nw
ohnerInnen und LokalpolitikerInnen dazu auf, den schutzsuchenden M

en-
schen A

chtung und R
espekt entgegenzubringen und ihnen bei ihrer A

nkunft in B
erlin behilflich zu sein.  

 M
öglichkeiten gibt es viele: z.B

. die G
ründung von Initiativen, die ehrenam

tlich D
eutschunterricht und 

H
ilfe bei der W

ohnungssuche anbieten, S
achspenden für die K

inder oder ein W
illkom

m
ensfest.  

  Pressekontakt:  
Flüchtlingsrat B

erlin, Tel. 030-243445762  
B

üro für m
edizinische Flüchtlingshilfe, Tel. 030- 694 67 46 

                                                         
3 w

w
w

.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/V
G

_B
erlin_keine_Q

uarantaene_W
indpocken.pdf 
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Am Donnerstag diskutierte das Bündnis gegen 
Lager Berlin/Brandenburg unter dem Motto 
„Lagerland Berlin“ mit der Berliner Mieterge-
meinschaft, dem Flüchtlingsrat und Betroffenen 
Flüchtlingen die Strategien im Umgang mit der 
prekären Situation von Flüchtlingen auf dem 
Berliner Wohnungsmarkt. Parallel fand im Ber-
liner Abgeordnetenhaus eine ähnliche Debatte 
statt.
Seit Herbst letzten Jahres werden in Berlin fak-
tisch keine Flüchtlinge mehr in Wohnungen 
untergebracht. Statt dessen werden immer mehr 
Sammel- und Notunterkünfte durch den Sozi-
alsenat eingerichtet (siehe Bericht „Politik mit 
und gegen die Lager“ 12.12.2012). Mittlerweile 
gibt es 31 vom Senat betriebene Einrichtungen, 
mit knapp 6.000 BewohnerInnen. Auch das 
bekannte Containerlager Motardstraße (Erst-
aufnahmeeinrichtung) in Spandau soll nach 20 
Jahren Provisorium nun noch größer werden. 
Die Querelen um die neuen Standorte sorgen 
teilweise für regionale rassistische Mobilma-
chungen und absurden Boykott seitens der Be-
zirksregierungen. Der Abend in der Kreuzberger 
Regenbogenfabrik sollte informieren und Inter-
ventionsmöglichkeiten auf den verschiedenen 
Ebenen aufzeigen. Klar geworden ist, dass die 
Marktposition von Flüchtlingen auf dem Woh-
nungsmarkt verbessert werden muss, aber auch, 
dass der Kampf um Wohnraum für Flüchtlinge 
nicht entkoppelt werden kann von den Kämp-
fen gegen hohe Mieten und der Diskussion um 
sozialen Wohnungsbau. Dabei braucht es vor 
allem Druck auf Immobilienbesitzer, Verwal-
ter, BetreiberInnen der Sammelunterkünfte, 
Bezirksverwaltungen, die Senatsverwaltungen 
für Soziales und Stadtentwicklung und einen 
Umgang mit den rassistischen AnwohnerInnen-
Protesten.

Die Zahlen von Asylerstanträgen entsprechen 
aktuell denen des Jahres 2003. Damals war es für 
die Stadt nicht besonders schwierig Flüchtlinge 
nach der Erstaufnahme (also nach spätestens 
drei Monaten) in eigenen Wohnungen unterzu-
bringen. Was sich geändert hat, so das zustän-
dige Landesamt für Gesundheit und Soziales 
(LaGeSo), ist die Wohnungsknappheit im unte-
ren Marktsegment. Die Behörde prognostiziert 
deshalb für Ende 2013 rund 7.000 Flüchtlinge, 
die in Sammelunterkünften leben müssen. Ein 
Unterbringungskonzept des Sozialsenators Czaja 
(CDU) spricht sogar von zukünftig 12.000 Plät-
zen, die vorgehalten werden sollen. Die Bezir-
ke, die bisher wenig Flüchtlinge aufgenommen 
haben, müssen mit der zwangsweisen Einrich-
tung von Sammelunterkünften rechnen. In den 
letzten Monaten gab es dazu in Reinickendorf, 
Mitte und Lichtenrade nennenswerten Wider-
stand der dort zuständigen Baustadträte. Es gab 
baupolizeiliche Sperrungen (Reinickendorfs 
Baustadtrat Martin Lambert), es wurden Räu-
mungsandrohungen gegen Betreiber ausgespro-
chen (Mittes Baustadtrat Carsten Spallek) und 
die AnwohnerInnen wurden um Protest nahezu 
angefleht.

Erschwerter Zugang zum Wohnungsmarkt
Auf der Veranstaltung berichtete ein Flüchtling 
von seiner erfolglosen Wohnungssuche. Dieser 
lebt seit etwa einem Jahr in Berlin und ist in drei 
verschiedenen Lager untergebracht gewesen. Er 
erfuhr von anderen BewohnerInnen von der 
Möglichkeit eine eigene Wohnung anzumieten. 
Unterstützung bei der Suche und Vertragsab-
schluss bekam er aber keine. Neben rassistischen 
Ressentiments und Sprachbarrieren sorgen die 
Fiktionsbescheinigungen der Ausländerbehör-
de, also die zeitliche Beschränkung des Aufent-
halts bis zur nächsten turnusmäßigen Prüfung, 
für Unruhe bei VermieterInnen. Diese würden 
einen sicheren Aufenthalt von mindestens zwei 
Jahren verlangen, bevor sie überhaupt an Flücht-
linge vermieten. Gescheitert ist die Anmietung 
bisher aber eher an den engen Vorgaben des So-
zialamtes an die Wohnungen.
Der vom LaGeSo eingerichtete Kooperations-
vertrag „Wohnen für Flüchtlinge“ sollte formale 
Probleme umgehen und war als Selbstverpflich-
tung der städtischen Wohnungsbauunterneh-
men gedacht (die besitzen rund 270.000 Woh-
nungen). Ein Pool von 275 Wohnungen sollte 
jährlich zuerst Flüchtlingen angeboten werden, 
bevor sie auf den freien Markt gebracht wür-
den. Die Folge dieses Vertrags ist, dass sich die 
Unternehmen damit begnügen und anfragende 
Flüchtlinge vertrösten, sie hätten bereits ihren 
Beitrag geleistet. Ähnliche Erfahrungen haben 
andere soziale Gruppen gemacht, für die ein 
geschützte Marktsegment gilt: Die Kontingen-
te reichten nicht aus; die im Pool enthaltenen 
Wohnungen sind die schlechtesten im Portfolio 
der Unternehmen und das Marktsegment dient 
als „social washing“-Legitimation der städti-
schen Wohnungsbaugesellschaften (20 Jahre 
Bilanz).
Flüchtlinge sind also nicht die einzige Gruppe, 
die auf der Suche nach billigem Wohnraum 
ist. Vielmehr reihen sie sich in der langen Ket-

te der LeistungsbezieherInnen (in Berlin rund 
600.000) ganz hinten ein. Denn neben den 
Mietobergrenzen, für die das Amt (mittlerweile) 
Mietübernahmebescheinigungen ausstellt, sind 
Flüchtlinge mit unsicherem Aufenthaltsstatus 
und ohne Arbeitserlaubnis mehrfach auf dem 
Mietmarkt diskriminiert.
Einen wichtigen Beitrag in dieser Debatte konn-
te Joachim Oellerich (Audio) vom Mieterecho 
leisten. Nicht die steigenden Mieten seien das 
Problem, sondern der verschlafende Wohnungs-
bau. Um dem Bevölkerungswachstum gerecht 
zu werden, müssten jährlich 1% Wohnungen 
hinzukommen. Bei 1,9 Mio. Wohnungen wären 
das mehr als die maximal 3.000, die es in den 
letzten Jahren waren. Seit der Jahrtausendwende 
ist eigentlich klar, dass Berlin ein Wohnungspro-
blem haben wird. Die Stellschraube Leerstand 
ist seit fünf Jahren aufgebraucht. Verdichtung 
ist die Folge. Dazu gehört, dass immer mehr 
Menschen, in immer kleineren Wohnungen, 
immer länger zusammenleben. Eine Kennzahl 
ist die Anzahl an Wohnungen im Verhältnis zu 
Haushalten. Während diese jahrelang bei 106 
Wohnungen für 100 Haushalte stagnierte, sind 
wir mittlerweile bei 96 Wohnungen für 100 
Haushalte. Das merken natürlich erst die Leu-
te mit geringem, oder gar keinem Einkommen. 
Die weitere Entwicklung ist schon in osteuro-
päischen Staaten zu beobachten. Dort werden 
massenhaft Containersiedlungen errichtet, um 
das niedrige Marktsegment zu bedienen. Der 
einzige Weg aus dieser Entwicklung ist die Ver-
gesellschaftung der städtischen Wohnungsbau-
gesellschaften und die Entkopplung der Mieten 
vom Marktgeschehen. Die Politik macht es sich 
einfach, wenn sie die Sammelunterkünfte mit 
dem Mietmarkt begründet. Gerade den hat sie 
in der Hand. Die rund 15.000 Ferienwohnun-
gen sind nur ein Symptom der deregulierten 
Wohnungspolitik.
Aber auch vor einer umfassenden Restrukturie-

Wohnen statt Lager: Überblick & Strategien
20. Mai 2013: Bündnis gegen Lager Berlin/Brandenburg
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Belegung und Jahresprognose aller Unterkünfte des LAGeSo 

Stand 01.08.2013 
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Belegung, rote Angaben sind Prognosen gesicherte Kapazitäten Zielkapazität

Die Prognose wird  auf Grundlage der  Vorjahresntwicklung und evtl. bereits erkennbarer aktueller Trends erstellt.

Zielkapazität: Diese Kapazizät wird von der BUL angestrebt, um eine reibungslose Verlegung aus den Aufnahmeunterkünften unter Berücksichtigung der Familienstruktur der Flüchtlinge sicher stellen zu können.  

Quelle: BUL-Statistik Unterbringung Flüchtlinge - Tagesmeldung, Kapazitäten gem. Vereinbarung mit Betreibern;  Mail: Unterbringungsleitstelle@lageso.berlin.de

rung der Wohnungspolitik könnten Flüchtlinge 
auf dem Wohnungsmarkt bessergestellt wer-
den. Das Mittel „Wohnberechtigungsschein“ 
als Belegungsrecht der Sozialämter gegenüber 
den kommunalen Wohnungsbaugesellschaften 
wäre leichter umzusetzen als eine Sozialquote 
im Neubau. Laut Auskunft des Flüchtlingsrates 
fehlt es vor allem an qualifizierter Beratung und 
schneller Bearbeitung (rechtzeitige Kautions-
übernahme usw.).

Lagerland: Die Berliner Sammelunterkünfte
Die Vertreterin des Flüchtlingsrats schilderte die 
Unterschiede bei den 31 Lagern (vor drei Jahren 
waren es nur sechs) in Berlin. Die „Wohnquali-
tät“ ist abhängig von der stadträumlichen Lage, 
der baulichen Beschaffenheit und Ausstattung, 
der Größe der Unterkunft und den Beratungs-
angeboten und persönliche Einstellung des dort 
eingesetzten Personals. Insofern sind die Notun-
terkünfte besonders zu kritisieren. Dort werden 
die amtlichen Qualitätsanforderungen oft nicht 
eingehalten, da aus Sicht des LAGeSo die Ver-
meidung von Obdachlosigkeit derzeit Vorrang 
hat. Die Folge sind meist Überbelegung, unge-
eignete Sanitäranlagen oder Doppelnutzungen 
mit Sportvereinen, fehlende Möblierung und 
fehlendes Personal (v.a. SozialarbeiterInnen). 
Die panische Einrichtung der acht Notunter-
künfte rief die Betreiberfirmen PeWoBe/Gierso, 
PRISOD und AWO auf den Plan. Während 
einige eher langfristig planen und viel Geld in-
vestieren um die Notunterkunft später zu einer 
„ordentlichen Sammelunterkunft“ umzubauen, 
setzen andere auf das schnelle Geld. Wieviel 
von dem umgesetzt wird, was das LaGeSo vor-
schreibt ist ohne Kontrolle Glückssache.
Wesentlichen Einfluss auf die Bedingungen ha-
ben in allen Lagern aber auch die dort zustän-
digen SozialarbeiterInnen und LagerleiterInnen. 
Ihrem Engagement und Improvisationsvermö-
gen obliegt es, ob Kinder eingeschult werden 
können, ob sich umliegende Krankenhäuser um 
die Notfallbehandlungen kümmern oder ob un-
terstützungswillige AnwohnerInnen eine Struk-
tur vorfinden.

Neubau in der Motardstraße
Bisher unveröffentlicht ist das Ansinnen des 
Kreisverbandes Mitte der Arbeiterwohlfahrt 
(AWO) die Erstaufnahmeeinrichtung Motard-
straße in einem Industriegebiet in Spandau nicht 
zu schließen. Vielmehr will die AWO-Mitte, die 
schon vier Sammelunterkünfte betreibt, das Ge-
lände von OSRAM/Siemens kaufen und dort 
eine größere Erstaufnahmeeinrichtung bau-
en. Die Idee wurde schon verklausuliert vom 
LaGeSo-Chef Franz Allert Ende November 
2012 im Sozialausschuss des Abgeordnetenhau-
ses vorgetragen. Dem Vernehmen nach findet 
der Bezirk Spandau es praktisch, dass mit der 
Motardstraße das bezirkliche Kontingent an 
unterzubringenden Flüchtlingen abgegolten ist, 
ohne weitere Unterkünfte in Wohngebieten stel-
len zu müssen. Andererseits will sich die AWO 
KV Mitte mit der Motardstraße auf dem wach-
senden Markt der Sammelunterkünfte gegen 
private Betreiber behaupten. Geplant ist wieder 
Billigbau,wahrscheinlich Container. Der Leiter 
des Kreisverbandes Manfred Nowak sprach im 
März 2013 noch davon, dass die Motardstra-
ße geschlossen wird und deshalb das Marie-

Schlei-Haus in Reinickendorf betrieben werde. 
Dabei ist offensichtlich egal, dass das AWO-
Jugendwerk im April eine Reform des Berliner 
Unterbringungskonzepts forderte: „Wichtig ist 
uns hierbei jedoch, dass sich Berlin um dezent-
rale Unterbringungsmöglichkeiten bemüht, um 
den Lagercharakter möglichst zu vermeiden.“ 
Möglich gemacht werden Sammelunterkünfte 
in Industriegebieten übrigens durch die Bau-
nutzungsverordnung, die „Anlagen mit sozialen 
Zwecken“ in Ausnahmefällen zulässt. Die Aus-
nahmeregelung wird in Berlin standardmäßig 
erteilt.

Was zu tun ist
Im Anschluss an die Veranstaltung wurde the-
menspezifisch in kleineren Runden diskutiert 
und danach die Ergebnisse zusammengetragen. 
Eine Gruppe beschäftigte sich mit der rassisti-
schen Mobilmachung in den Bezirken. Sich im 
Streit zwischen den Bezirken und dem Land 
bzgl. der Einrichtung von Sammelunterkünften 
zu positionieren ist schwierig. Einerseits sind die 
Bemühungen der Bezirke Flüchtlinge aus ihrer 
Nachbarschaft fernzuhalten zu kritisieren und 
Position für die Aufnahme von Flüchtlingen 
zu beziehen. Andererseits sollte dabei aber auch 
nicht das Unterbringungskonzept des Senats, 
das fast ausschließlich auf Sammelunterkünfte 
setzt, unkritisch unterstützt werden.
Den AnwohnerInnenversammlungen, die meist 
durch die Bezirksämter initiiert werden, kommt 
eine wichtige Funktion für die Meinungsbil-
dung zu. CDU und NPD haben das mittlerwei-
le verstanden. Im Vorfeld sollte darauf geachtet 
werden, dass dorthin auch Vereine eingeladen 
werden, die Unterstützung für Flüchtlinge orga-
nisieren wollen. Wenn sich bei Versammlungen 
rassistische Stimmungen Bahn brechen, dann 
liegt das meist auch an fehlender Gegenöffent-
lichkeit. Rassistische Bürgerinitiativen (mus-
tergültig die Reinickendorfer Initiative „Pro-
Marie-Schlei-Haus“) muss klar werden, dass 
ihre Position auf Gegenwehr trifft. Wenn die 
Sammelunterkunft eingerichtet ist, kann eine 
kontinuierliche Vernetzung der Unterstützungs-
gruppen (z.B. Runder Tisch) dabei helfen auch 
den Betreibern auf die Finger zu schauen und 
Interessen der Flüchtlinge gemeinsam durchzu-
setzen.

Eine andere Diskussionsgruppe beschäftigte sich 
mit der Unterstützung bei der Wohnungssuche. 
Hierzu sollen Informationsmaterialien direkt an 
die BewohnerInnen von Sammelunterkünften 
gebracht werden und Begleitung für Wohnungs-
besichtigungen o.ä organisiert werden. Solange 
die Wohnungspolitik Berlins so aussieht, muss 
dafür gekämpft werden die Marktposition von 
Flüchtlingen auf dem Wohnungsmarkt durch 
gezielte Unterstützung zu verbessern. Dazu ge-
hört beispielsweise auch freie WG-Zimmer oder 
frei werdende Wohnungen direkt an Beratungs-
strukturen zu melden.
Der Kampf gegen Lager wurde in Verbindung 
zu MieterInnenkämpfen diskutiert. Die Segrega-
tion der einzelnen Gruppen, die dem Mietmarkt 
ausgeliefert sind, sollte überwunden werden. 
Dafür würde helfen die Positionen nicht nur in-
haltlich sondern auch in den Kämpfen auf der 
Straße zusammenzubringen. Neben den städ-
tischen Wohnungsbauunternehmen könnten 
auch die privaten EigentümerInnen mehr in die 
Pflicht genommen werden (die Forderung nach 
straffreier Besetzung von leerstehenden Woh-
nungen bleibt aktuell). Hinsichtlich der Lager-
betreiber sind die Forderungen nach Einhaltung 
der Mindeststandards nicht ausreichend. Den 
privaten Betreibern, die meist noch in der Un-
terbringung von Senioren dick im Geschäft sind, 
müsste es zunehmend unangenehm werden sol-
che schäbigen Sammelunterkünfte zu betreiben. 
Auf der anderen Seiten müssten die Wohlfahrts-
verbände, wie die AWO, gezwungen werden 
ihre Strategie zu ändern. Beispielsweise könnten 
diese problemlos nicht mehr Heimplätze für 20 
Euro die Nacht anbieten, sondern Wohnungen 
anmieten, die sie dann an Flüchtlinge weiterver-
mieten. Eine Form von betreutem Wohnen gibt 
es für andere Gruppen schließlich auch. Auch 
ein Fonds zur Anschubfinanzierung von Woh-
nungen für Flüchtlinge könnte der organisierten 
Verantwortungslosigkeit des LaGeSo das Zepter 
aus der Hand nehmen. Denn eines ist sicher, die 
kleineren Protestaktionen in der Sache werden 
nicht ausreichen um genügend Druck auf die 
unterschiedlichen Akteure auszuüben.

Mit vielen Bildern, Audio-Dokumenten und 
Verlinkungen unter http://de.indymedia.
org/2013/05/345001.shtml
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„Wir wünschen uns eine Gesetzesverschärfung“ 
sagte der integrationspolitische Sprecher der 
CDU im Berliner Abgeordnetenhaus Kurt Wans-
ner letzten Freitag auf einer AnwohnerInnenver-
sammlung im Norden Kreuzbergs und meinte 
die Asylgesetzgebung, die ihm und vielen seiner 
ParteikollegInnen immer noch zu unbeschränkt 
erscheint und die durch den Flüchtlingsstreik 
wirkungsvoll in der Kritik steht. Dabei knüpfte er 
an die bundes- und europaweite Debatte um Mi-
gration und Abschottung an, die derzeit aufgrund 
zunehmender Flüchtlingszahlen auch regional 
wegen der Unterbringung von AsylbewerberIn-
nen geführt wird. Auf lokaler Ebene greifen die 
Verantwortlichen gern zu sozialtechnokratischen 
Lösungen, richten Notunterkünfte ein und weisen 
die Verantwortung von sich. Dieser Artikel geht 
exemplarisch auf das Berliner „Unterbringungs-
konzept“ ein. Derzeit leben rund 5.000 Flüchtlin-
ge in der Hauptstadt in Gemeinschaftsunterkünf-
ten (1000 davon in Notunterkünften).

Gründe für die CDU-Kampagne gegen Flücht-
linge, sind die gestiegenen Zahlen der Asylerst-
anträge (im Vergleich zum Vorjahr um 30%), die 
allein dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zur Gleichstellung von AsylbewerberInnen mit 
deutschen EmpfängerInnen von Grundsicherung 
zugeschrieben werden. Die Fluchtgründe (z.B. 
aus Serbien/Mazedonien), die Verhältnisse in den 
Herkunftsstaaten oder die Situation in den bishe-
rigen Aufnahmeländern spielt bei der Neuauflage 
der „Asyldebatte“ keine Rolle, sondern allein die 
Frage wie Deutschland die Leute schnell wieder 
los wird (z.B. durch Asylschnellverfahren). Dafür 
werden in der öffentlichen Debatte die Flucht-
gründe sauber in ökonomische und politische 
getrennt und erstere als „Wohlstandsflüchtlinge“ 
stigmatisiert. Gleichzeitig überschlagen sich Poli-
tikerInnen in ihren Solidaritätsbekundungen ge-
genüber den (kämpfenden) Flüchtlingen, wie z.B. 
heute Bundespräsident Gauck im Brandenburgi-
schen Bad Belzig.

Flüchtlinge in Berlin
Wenn Flüchtlinge in Berlin einen Asylantrag stel-
len, durchlaufen sie die sogenannte Erstaufnahme. 
Innerhalb von sechs Wochen werden sie registriert, 
die Anhörung durch das Bundesamt für Migrati-
on (BAMF) findet statt und sie werden entweder 
in andere Bundesländer verteilt oder in die Ge-
meinschaftsunterkünfte der Hauptstadt verlegt. 
Derzeit gibt es zwei Erstaufnahmeeinrichtungen in 
Spandau und Lichtenberg mit einer Kapazität von 
750 Personen, die aber zu 130% ausgelastet sind. 
Auch die Gemeinschaftsunterkünfte sind überfüllt, 
weshalb das LaGeSo an unterschiedlichen Stand-
orten (z.B. in Grünau, Mitte, Pankow, Spandau, 
Reinickendorf und Lichtenberg) Notunterkünfte 
eingerichtet hat. Nach der Erstaufnahme ist, zu-
mindest in Berlin, der Bezug einer eigenen Woh-
nung für die Dauer des Asylverfahrens angestrebt. 
Davon ist aber seit zwei Jahren nicht mehr viel üb-
rig. Aufgrund der verantwortungslosen Wohnungs-
politik des Berliner Senats müssen immer mehr 
Flüchtlinge immer längere Zeit in den Berliner Ge-
meinschaftsunterkünften verbringen. Die Zahlen 
haben sich in den letzten Jahren verfünffacht.

Das LaGeSo-Unterbringungskonzept
Im Kontext der aktuellen politischen Debatten 
hat Berlins Sozialsenator Mario Czaja (CDU) 
nach einem Jahr Wartezeit sein 5seitiges „Kon-
zept zur Unterbringung von Asylbewerbern und 
Flüchtlingen in Berlin“ dem Rat der Bezirks-
bürgermeisterInnen vorgelegt. Dabei geht es 
vornehmlich um eine gleichmäßige Verteilung 
(nach Bevölkerungszahl) von Gemeinschaftsun-
terkünften (derzeit 27) in der Stadt und die Ko-
ordinierung durch das Landesamt für Gesundheit 
und Soziales (LaGeSo) bzw. die dort angesiedelte 
Berliner Unterbringungsleitstelle (BUL). Grund 
für eine Neukonzeptionierung seien die veränder-
ten Rahmenbedingungen (z.B. Verweildauer in 
Gemeinschaftsunterkünften aufgrund der Woh-
nungsknappheit). Dabei beschränkt sich Czaja 
auf die Asylsuchenden für die das Land zuständig 
ist und lässt Flüchtlinge für die die Bezirke allein 
sorgen müssen (z.B. Flüchtlinge mit Duldung) 
außer acht. Letztere tauchen in keiner landeswei-
ten Statistik auf, werden aber auch seit 2010 nicht 
mehr, da aus den LaGeSo-Einrichtungen niemand 
mehr in die z.T. miserablen Bezirkseinrichtungen 
verlegt wird. Eine Zahl ist vielleicht noch wichtig: 
Dauerhaft sollen in Berlin 6.000-12.000 Flücht-
linge in Gemeinschaftsunterkünften leben. Vor 
zwei Jahren waren es noch unter 2.000.

Große Aufmerksamkeit hat das Konzept bekom-
men, da Czaja nebenbei erklärte er werde geeig-
nete Immobilien in den Bezirken mit zu wenig 
Flüchtlingen (Pankow, Steglitz-Zehlendorf, Rei-
nickendorf, Friedrichshain-Kreuzberg, Marzahn-
Hellersdorf, Mitte und Treptow-Köpenick) be-
schlagnahmen, falls sich die Bezirke weiterhin 
weigerten Gebäude zur Verfügung zu stellen. Die 
öffentliche Inszenierung dieser Drohung passt in 
die Kampagne der CDU möglichst viel Wirbel 
um das angeblich überforderte deutsche Sozial-
system zu erzeugen. Der inszenierte Unterbrin-
gungsnotstand schafft u.a. ein Klima in denen die 
Asylschnellverfahren, wonach Asylgesuche aus be-
stimmten Ländern pauschal als „offensichtlich un-
begründet“ abgelehnt werden, legitimer werden.

Notunterkünfte in Berlin
Nutunterkunft GrünauGesagt getan übergaben 
die Bezirke ungenutzte Gebäude an den Liegen-
schaftsfonds, der diese wiederum an das LaGeSo 
überschrieb, welches private Betreiber wie PRI-
SOD, PeWoBe und GIERSO (wie B.O.S.S. beide 
Ex-Penz/Garsky-Firmen) oder Sozialträger wie 
die Arbeiterwohlfahrt (AWO) und den Arbeiter-
samariterbund (ASB) beauftragt in Zusammen-
arbeit mit dem Deutschen Roten Kreuz (DRK) 
Notunterkünfte einzurichten. Die notdürftigen 
Heime bieten einen Standard, der in Fällen des 
Katastrophenschutz ausreichend sein mag – zur 
Aufnahme von Schutzsuchenden ist er aber gänz-
lich ungeeignet.
Meist wird die schnelle Bereitstellung der Notun-
terkünfte begleitet mit Versammlungen der An-
wohnerInnen, die dort mal Dampf gegen „die da 
oben“ und Vorverurteilungen gegen Flüchtlinge 
ablassen können. In Rudow war es der Standort, 
in Grünau der Lärm, in Kreuzberg die Informati-
onspolitik des Bezirksamts (hier geht es allerdings 

um eine Dauerunterkunft für die nächsten 10 Jah-
re) und in Reinickendorf die Angst vor Kriminali-
tät. Doch egal welcher Bezirk: In keinem wurden 
die betroffenen Flüchtlinge an den Versammlun-
gen beteiligt und bei allen waren CDU-Funktio-
näre die Wortführer und schürten den Rassismus 
der meist mittelständischen Anwohner_innen. 
Ausgerechnet die Berliner CDU, die mit ihrem 
Sozialsenator die aktuelle Situation zu verant-
worten hat. Das Agenda ist klar: Lokalpolitisch 
Stimmung machen für Gesetzesverschärfungen. 
In Rudow hat die NPD sich dem Thema bereits 
angenommen.

Kritik und Widerstand
Die offensichtlichen Kritikpunkte seitens flücht-
lingspolitischer Gruppen an den Notunterkünf-
ten sind einerseits die sanitären Bedingungen, 
die mangelnde Beratung der AsylbewerberInnen 
und die vernachlässigte Beschulung der Kinder. 
Die jahrelange Kritik an den Gemeinschaftsun-
terkünften und die Forderungen nach Wohnungs-
unterbringung werden durch die Diskussion um 
Notunterkünfte in den Schatten gestellt. Vor 
vollendete Tatsachen gestellt bleibt den Bezirken 
und Anwohner_innen aktuell nur noch mit Klei-
derspenden o.ä. zu helfen. Diejenigen, die seit 
Jahren in Berliner Lagern leben müssen, sind aus 
der Debatte völlig verschwunden. Lager machen 
psychisch krank, sie traumatisieren, sie entmün-
digen, sie isolieren von der Mehrheitsbevölkerung 
und stellen Perspektivlosigkeit und existenzielle 
Not auf Dauer her.
Aber nicht nur in Berlin, auch in anderen Regi-
onen ist die Presse voll von Artikeln die die glei-
che Sprache sprechen: Hamburg Stellingen oder 
Lokstedt, Bremen, Karlsruhe, im Breisgau, in Ba-
den-Würtemberg Reutlingen und Elchingen, Ra-
tingen (bei Düsseldorf ), in München Brunnthal 
und Neuhaus (bei Nürnberg).

Wie das Bündnis gegen Lager Berlin/Brandenburg 
im Oktober prognostizierte (mehr private Lager-
Betreiber, Rassistischer Diskurs 1: Kostenargu-
ment, Überforderung der Kieze usw.; Rassistischer 
Diskurs 2: Schnellere Asylverfahren, Visa-Pflicht 
für EU-Beitrittskandidaten und Internierung an 
Außengrenzen) sind die Notunterkünfte und der 
Ausbau es bundesdeutschen Lagersystems nur ein 
Vorgeschmack auf die weitere Beschränkung des 
Asylrechts in Deutschland und der EU.

Ende November gab die Bundesregierung be-
kannt das Asylbewerberleistungsgesetz zwar ge-
mäß des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zu 
ändern, aber nur für jene Flüchtlinge deren Asyl-
anträge nicht „offensichtlich unbegründet“ sind. 
Alle anderen bekommen verminderte Leistungen. 
Wie schon im Asylschnellverfahren wird erneut 
ein Mittel geschaffen, um das ohnehin ausgehöhl-
te Recht auf Asyl immer weniger Flüchtlingen zu-
gänglich zu machen.
Das Jahr 2013 wird nicht nur ein Wahljahr sein. Es 
jährt sich auch im Mai der 20. Jahrestag der fakti-
schen Abschaffung des Asylrechts in Deutschland. 
Nun gilt es auch auf lokaler Ebene die Kämpfe 
gegen rassistische Sondergesetze zu intensivieren.

Politik mit und gegen die Lager
Dezember 2012: Bündnis gegen Lager Berlin/Brandenburg
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Am Freitag abend (7.12.) fand eine Bürgerver-
sammlung im Saal eines als Asylbewerberheims 
neu genutzten ehemaligen Seniorenheims im 
Kreuzberger Norden statt.
Veranstalter waren der private Heimbetreiber 
Prisod, auf dem Podium vertreten durch des-
sen Chefin Susanne Menk sowie die Leiterin 
eines Prisod-Heimes in Hohenschönhausen, 
das Bezirksamt Kreuzberg vertreten durch Be-
zirksbürgermeister Schulz und Sozialstadtrat 
Mildner-Spindler (Linke), sowie das Landesamt 
für Gesundheit und Soziales, vertreten durch die 
Chefin der Leistungsstelle für Asylbewerber Frau 
Ave.
Vor einer Woche wurde in der Bezirksverordne-
tenversammlung die Standortentscheidung ge-
troffen und gleich mit der Belegung begonnen. 
Es wohnen bereits 90 Flüchtlinge (40 Kinder) 
aus unterschiedlichen Herkunftsländern dort. 
Das LaGeSo sprach auf der Versammlung da-
von, dass sie von dem „großem Zulauf“ im 
Herbst überrascht wurden und nun adhoc Mög-
lichkeiten der Unterbringungen suchten.
Die Firma Prisod hat den Zuschlag zum Betrieb 
und einen 10-Jahresvertrag bekommen. Geplant 
sind 400 Plätze in den etwa 200 Seniorenappar-
tements. Wachschutz macht die Firma B.O.S.S..
Friedrichshain-Kreuzberg hat bisher nur ein 
Flüchtlingsheim mit 130 Bewohnern und soll 
laut Unterbringungskonzept des Senats 500 wei-
tere Asylbewerber_innen unterbringen. Dieses 
Gebäude sei laut Bürgermeister Schulz das ein-
zige geeignete und sofort beziehbare Objekt im 
Bezirk gewesen. CDU-Sozialsenator Czaja habe 
den Bezirken bereits mit der Beschlagnahme 
von Gebäuden gedroht, daher habe man kurz-
fristig die Entscheidung für diese Unterkunft 
getroffen. Das Haus steht seit Oktober leer. Die 
Senioren sind in ein neues Seniorenheim in der 
Fidicinstraße umgezogen.

„Die Barbaren kommen!“
Mobilisiert zu der Versammlung hatte das Be-
zirksamt mit Aushängen und vor allem die 
CDU-Kreuzberg durch Flugblätter in den Brief-

kästen der Anwohner_innen. Dementsprechend 
machten von den gut 150 BesucherInnen drei 
Viertel Stimmung gegen Asylbewerber_innen. 
Anwesend war die komplette CDU-BVV-
Fraktion, die allesamt die flüchtlingsfeindliche 
Stimmungsmache nach Kräften unterstützten. 
Kurz Wansner, Kreuzberger CDU-Fraktionsvor-
sitzender und migrationspolitische Sprecher der 
CDU im Abgeordnetenhaus war Wortführer im 
Publikum. Er wolle einfach „kein Asylbewerber-
heim“ sondern hoffe auf eine Verschärfung der 
Asylgesetzgebung.
Der größte Kritikpunkt einiger Anwohner_in-
nen war, dass sie zu spät informiert worden seien. 
Angeblich hätten die dort ausgezognen Rentner 
und ein bekannter Briefträger schon im Som-
mer die Entwicklungen vorausgesehen. Mensch 
habe nichts gegen die Asylbewerber_innen, aber 
dagegen wie mit den Anwohner_innen in der 
Frage umgegangen wird. In der Waldstraße in 
Reinickendorf hätten die Anwohner_innen die 
Einrichtung eines Flüchtlingsheims erfolgreich 
verhindert. Diese Chance hatten die Kreuzber-
ger nicht. Diesen Unmut nahm die CDU zum 
Aufhänger um mehr Bürgerbeteiligung zu for-
dern. Nach Wansners Meinung hätten die An-
wohner_innen und nicht die BVV entscheiden 
müssen.
Außerdem wurde geschimpft über drohende 
Kriminalität, Drogenhandel, Prostitution, Woh-
nungseinbrüche und Überfälle. Dass es sowas 
schon jetzt dort gäbe sei ja kein Geheimnis.
Ein Vertreter des Aufbau-Hauses am Morizplatz 
unterstützte das Bezirksamt und analysierte 
treffend, dass Leute, die keine Asylbewerber_in-
nen in ihrer Nachbarschaft wollen auch immer 
Gegenargumente finden. Er plädierte dafür die 
neuen Anwohner_innen in den Kiez zu integ-
rieren und als „strukturelle Bereicherung“ zu 
betrachten. Mildner-Spindler (Linke) rückte in 
den Mittelpunkt, dass Asylbewerber_innen in 
der Nachbarschaft weniger Probleme machen 
würden als die Nutzung des Gebäudes als Stu-
dentenwohnheim. Schuldbewusst gaben einige 
zu, dass viele Argumente natürlich vorgeschoben 

seien, da sie einfach Angst hätten. Nachdem das 
geklärt war wurde noch über Fluchtgründe spe-
kuliert (politisch oder ökonomisch motiviert) 
und erörtert welche denn geeignet sind um in 
den Genuss der Unterbringung zu kommen. 
Dazu wieder ein CDU-BVV-Verordnete: Roma, 
die ohnehin bald wieder abgeschoben werden, 
müssen auch nicht aufwendig integriert werden. 
Ein Vergleich mit DDR-Flüchtlingen aus dem 
Publikum lies CDU-Wansner komplett durch-
drehen.
Die Äußerungen zu Prisod durch das LaGeSo 
hinterlassen Skepsis. Offenbar ist der Träger die 
einzige Institution, die nicht überfordert ist: 
„Der Träger steht dafür, dass es keine Probleme 
in der Nachbarschaft gibt“. Prisod argumentier-
te wiederum mit dem eigenen Wachschutz.
Die wohl dümmste Äußerung des Abends kam 
von einer älteren Frau die meinte, dass sie zuerst 
40 Jahre mit der Mauer getriezt wurde, dann die 
„Türken und Araber“ kamen und nun die Asyl-
bewerber_innen.

Fazit: Ob Pankow, Grünau, Rudow oder Kreuz-
berg – das Problem sind sicherlich nicht Flücht-
linge, sondern panische Nachbar_innen, die 
durch ihre selbstgewählte Isolation soviele xe-
nophoben Vorurteile aufgebaut haben, dass alles 
Fremde überproblematisiert wird. Und tatsäch-
lich: Die Leute haben glaubhaft versichert, dass 
sie Nachts nicht mehr schlafen können seit dem 
sie wissen, dass es in ihrer Gegend eine Unter-
kunft für Flüchtlinge gibt. An diesen bizarren 
Einstellungen werden solche Anwohner_innen-
Versammlungen nichts ändern, egal wie gut 
argumentiert wird. Die Bemühungen des Be-
zirksamts Kreuzberg und auch die z.T. guten 
Beiträge aus dem Publikum auf der Versamm-
lung konnten dem tiefverwurzelten Rassismus 
jedenfalls wenig entgegensetzen.
Das Ganze erinnerte an eine CDU-Bürgerver-
sammlung in Rudow vor einigen Wochen. Dort 
wurde ebenfalls Stimmung gegen ein geplantes 
Asylbeweberheim gemacht. In Rudow hat inzwi-
schen die NPD das Thema übernommen. 

Kreuzberg: CdU hetzt anwohner auf
9. Dezember 2012: Bündnis gegen Lager Berlin/Brandenburg

Ende Oktober fand in der Friedenskirche in Ber-
lin-Grünau eine Bürgerversammlung auf Einla-
dung der Kirchengemeinde und der Linken un-
ter dem Motto „Grünau hilft…“statt. Rund 150 
AnwohnerInnen folgten dem Aufruf um über 
eine neue Notunterkunft für Flüchtlinge direkt 
in ihrer Nachbarschaft zu diskutieren.

Trotz der Bemühungen des Podiums wurden im 
Publikum Ressentiments gegenüber den Flücht-
lingen laut. Da wurde nach den Herkunftslän-
dern gefragt aus denen die Flüchtlinge kommen 
und ob wirklich Kriegsflüchtlinge kommen und 
keine Sinti und Roma und andere Armutsflücht-
linge.
Seit einer Woche leben nun rund 100 Flücht-
linge in dem Grünauer Bürgeramt. Und den 
AnwohnerInnen fiel nichts anderes ein als sich 

über lautes Fernsehschauen bei offenen Fenstern 
zu beschweren. Auch das am Fenster geraucht 
werde sahen manche Grünauer gar nicht gern. 
Die Vertreterin des Bezirksamtes beschwerte 
sich, dass man nicht selbst entscheiden durfte 
wo die Flüchtlinge hin sollen, während Vertre-
ter des Landesamt für Gesundheit und Soziales 
(Lageso) damit konterten, dass man wohl lange 
warten könne wenn auf das Votum der Bezirke 
gewartet werden müsste.
Alles in allem eine wichtige Veranstaltung, aller-
dings erschreckend wie plump doch argumen-
tiert wird, wenn der eigene Rassismus nicht of-
fen ausgesprochen werden will.
Anders als in Rudow war die Veranstaltung aber 
vor allem davon geprägt, dass AnwohnerInnen 
helfen wollten. Gut ein Drittel der Anwesen-
den, wollten die „neuen“ erstmal kennenlernen 

fragten ob und wie man helfen könne. Nächste 
Treffen wurden vereinbart und es wurde auch 
besprochen, wie Angriffe, wie auf das Lager im 
benachbarten Waßmannsdorf verhindert wer-
den könnten.

Artikel im Neuen Deutschland zu der Versamm-
lung: https://www.neues-deutschland.de/arti-
kel/802729.gruenau-hilft.html

Grünau hilft! Jedenfalls einige…
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Letzte Woche erklärte sich die SPD-Fraktion 
im Berliner Abgeordnetenhaus solidarisch mit 
den streikenden Flüchtlingen. Absurd, denn es 
ist die SPD, die seit Jahrzehnten in Berlin mit-
regiert, für die Lager und Abschiebungen mit-
verantwortlich ist. Doch der zynische Umgang 
mit den Flüchtlingen vom Oranienplatz ist nur 
ein Beispiel wie die bundesweit geführte soge-
nannte Asyldebatte auf die Politik der untersten 
Ebene in den Ländern, Städten und Kommunen 
durchschlägt.
Ein weiteres ist das Unterbringungskonzept des 
Berliner Senats für AsylbewerberInnen. Um 40 
% sei in Berlin im Vergleich zum Vorjahr die 
Anzahl derer, die einen Asylantrag stellen, gestie-
gen. Der Berliner Sozialsenator Czaja fabulierte 
ganze Busse voll mit Flüchtlingen, die täglich in 
Berlin ankommen und nach Bargeld und Unter-
kunft fragen. Ein Notstand drohe. Die Lösung 
hatte das Landesamt für Gesundheit und Sozi-
ales (LAGESO) kurzfristig parat. In den letzten 
Wochen sind 8 Notunterkünfte für rund 1000 
Menschen vom DRK in Zusammenarbeit mit 
Privatunternehmen eingrichtet worden.
Lager bedeuten menschenunwürdiges Leben 
und gesellschaftliche Isolation. Die Zahl der in 
Berliner Lagern lebenden hat sich in kürzester 
Zeit verdoppelt. Mittlerweile gibt es 17 regulä-

re Lager in denen jeweils zwischen 10 und 500 
Flüchtlinge untergebracht sind. Zusammen mit 
den Notunterkünften sind es momentan 4.900 
Menschen, die hier so leben müssen.
Der Senat schiebt die Schuld für die Notunter-
künfte auf die Bezirksverwaltungen. Die würden 
mit Hilfe des Baurechts Flüchtlingsheime in ih-
rem Zuständigkeitsbereich verhindern. Eigene 
Wohnungen kommen im Konzept des Senats 
offenbar gar nicht mehr vor. Der aktuelle Unter-
bringungsnotstand ist selbst produziert und die 
Argumente des Senats pure Heuchelei. Denn, 
ein paar tausend Flüchtlinge können in einer 
Stadt mit 3,5 Millionen EinwohnerInnen kei-
nen Notstand verursachen. Vielmehr trägt die 
Verantwortung für die aktuelle Lage eine unver-
antwortliche Politik, die ignorant und rassistisch 
ist. Eine Politik, die Flüchtlingen den Zugang 
zum gesellschaftlichen und selbstbestimmten 
Leben verweigern will.
Wenn der Senat wollen würde, dann könnte er 
die Flüchtlinge ganz anders bei der Wohnungs-
suche und bei den Mietvertragsabschlüssen un-
terstützen. Er könnte die Bezirke und öffentli-
chen Wohnungsbaugesellschaften verpflichten 
und nicht nur freundlich ermahnen. Statt dessen 
wird falsch und lückenhaft informiert. Auch die 
Bezirke könnten Hilfestellung leisten, in dem 

die Kinder ordentlich eingeschult und Hilfe bei 
der Wohnungssuche organisiert würde. Doch 
statt dessen üben sich der Senat und die Bezirks-
ämter in gegenseitigen Schuldzuweisungen und 
eskalieren die Debatte.
Bereitwillig wurde das Märchen der Überforde-
rung der Sozialsysteme durch die Medien und 
Rechtspopulisten aufgegriffen. Auf Bürgerver-
ammlungen in Rudow und Grünau versicher-
ten sich die AnwohnerInnnen gegenseitig ihren 
Wunsch nach Lösungen und führten die plum-
pesten Ressentiments von klauenden und lauten 
Flüchtlingen an.
Der politisch herbeigeführte Notstand kanali-
siert sich jetzt in den Forderungen nach schär-
feren Gesetzen, schnelleren Abschiebungen und 
noch geringerer Lebensqualität für Asylberwer-
berInnen. Wir sind nicht überrascht, aber trotz-
dem schockiert wie voraussehbar diese Debatte 
gerade 20 Jahre nach Rostock-Lichtenhagen und 
ein Jahr nach Bekanntwerden der NSU-Morde-
serie verläuft.

Aktive Solidarität mit den Geflüchteten!
Schluss mit der politischen Brandstiftung und 
dem Notstandsgelaber!
Schluss mit den rassistischen Sondergesetzen!
Wohnungen statt Lager!

achtung – Flüchtlinge in Berlin: es herrscht Notstand!
4. November 2013: Redebeitrag auf der Demonstration zum Jahrestag der NSU

Seit September 2012 eröffnet das Berliner Landesamt für Gesundheit und Soziales (LaGeSo) 
Notunterkünfte für Flüchtlinge. Diese ergänzen die bereits bestehenden Gemeinschaftsunterkünfte, 
in denen etwa ein Viertel aller Asylbewerber_innen leben müssen. 
Die notdürftigen Einrichtungen bieten einen Standard, der in Fällen des Katastrophenschutz 
ausreichend sein mag - zur Aufnahme von Schutzsuchenden ist er aber gänzlich ungeeignet. 

In der zweiten Jahreshälfte 2012 sind die Zahlen der Asylerstanträge in Europa sprunghaft 
angestiegen. Auch nach Berlin kommen wieder mehr Flüchtlinge. Obwohl die Zahlen über-
schaubar sind, droht in Berlin ein Unterbringungsengpass. Der Senat und die Bezirke haben es 
in den letzten Jahren versäumt die Situation von Flüchtlingen durch Wohnungsunterbringung 
und schnellere Aufnahmeverfahren zu verbessern. Die jetzige massenhafte Einrichtung von 
Notunterkünften und die parallel geführte politische Debatte um „Asylmissbrauch“ provoziert 
eine Katastrophenstimmung und weitere rassistische Vorurteile gegenüber Flüchtlingen in der 
Bevölkerung. 

Die jahrelange Kritik an den Gemeinschaftsunterkünften und die Forderungen nach 
Wohnungsunterbringung werden durch die Diskussion um Notunterkünfte in den Schatten 
gestellt. Vor vollendete Tatsachen gestellt bleibt den Bezirken und Anwohner_innen aktuell 
nur noch mit Kleiderspenden o.ä. zu helfen. Diejenigen, die seit Jahren in Berliner Lagern 
leben müssen, sind aus der Debatte völlig verschwunden. Lager machen psychisch krank, 
sie traumatisieren, sie entmündigen, sie isolieren von der Mehrheitsbevölkerung und stellen 
Perspektivlosigkeit und existenzielle Not auf Dauer her. 

Keine neuen Lager! 
Wohnungen für Flüchtlinge!

Notunterkünfte sind keine Lösung!

Unsere Forderungen

An den SenAt
- Lager schließen und Wohnraum für Flüchtlinge zur Verfügung stellen!

- Mietobergrenzen für Empfänger_innen von ALG II und AsylbLG an die Realitäten des Berliner 
Wohnungsmarktes anpassen!

- Anträge auf Wohnungsunterbringung erleichtern!

- Mietkautionen grundsätzlich auch für Flüchtlinge übernehmen!

- Ein geschütztes Marktsegment für Flüchtlinge bei öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften in 
angemessenem Umfang schaffen und auch durchsetzen!

- Unterstützung bei der Wohnungssuche (z.B. durch konkrete Hilfe in den zahllosen Fällen 
verdeckter und offener Diskriminierung von Flüchtlingen auf dem Wohnungsmarkt, durch vorab 
Ausstellen eines Mietübernahmebescheids)!

- Mietkostenübernahme für alle!

- Engagement auf Bundesebene zur Gleichstellung mit Beziehern von „Grundsicherung“ und 
Stärkung des Asylrechts zur Erhöhung der Anerkennungsquote bei Asylanträgen!

An die Bezirke
- direkte und sofortige Einschulung der Flüchtlingskinder, egal wie lange sie hier bleiben!

- nachbarschaftlichen Austausch und Kontakt in die Heime organisieren!

- Beratungs- und Betreuungsangebote für die unterschiedlichen Bedürfnisse

- zur dezentralen Unterbringung beitragen, indem alternative Konzepte zur Massenunterbringung 
erarbeitet werden

- eigene Konzepte erarbeiten wie mehr Flüchtlinge in Wohnungen untergebracht werden können, 
z.B. aktive Unterstützung bei der Wohnungssuche und bei der Durchsetzung des Rechts auf 
Wohnung gegenüber den zuständigen Behörden! 

nicht die gestiegene Anzahl an Asylanträgen ist ein Problem, 
sondern die politischen Versäumnisse des Senats und der Bezirke, 
die nun auf dem rücken der Geflüchteten ausgetragen werden.

Bündnis gegen Lager Berlin/Brandenburg - Infos zum Thema unter www.bglbb.blogsport.de
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Kaum ist der Protestmarsch der Flüchtlinge in 
Berlin angekommen nutzen RassistInnen die 
Gunst der Stunde. Die NPD hatte schon früh 
dazu aufgerufen den Marsch unterwegs anzu-
greifen (z.B. in Erfurt). Der Beitrag der Berliner 
Neonazis war eine Mini-Kundgebung in Pots-
dam und der Anschlag auf ein Flüchtlingslager 
in Waßmannsdorf. Doch auch die Rechtspo-
pulistInnen von Pro Deutschland http://berlin.
vvn-bda.org/?p=2577 und die in Berlin mitre-
gierende CDU machen mobil gegen den Streik 
der Flüchtlinge. Skurril, denn der Berliner Sozi-
alsenator Mario Czaja (CDU) soll sich eigentlich 
um die menschenwürdige Unterbringung von 
Flüchtlingen in Berlin kümmern.
„Diese ganze Situation fühlt sich für meinen 
Geschmack etwas arg nach der Zeit Anfang der 
1990er Jahre an, als die bürgerlichen Parteien 
im Gleichschritt mit den Nazis das Asylrecht 
faktisch kippten.“ So beschreibt ein Neuköllner 
Kiezblog die Veranstaltung der CDU-Neukölln 
„Asylbewerberheim in Rudow?“ die am Diens-
tag in der Gaststätte „Steckenpferd“ (Ostburger 
Weg) mit rund 200 aufgebrachten RudowerIn-
nen stattfand.
Für die Rudower CDU auf dem Podium saßen 
die Rechtsanwälte Hans-Christian Hausmann 
(u.a. wissenschaftspolitischer Sprecher der CDU 
Fraktion im Abgeordnetenhaus) und Daniel 
Dobberke (BVV-Neukölln), sowie der Bauun-
ternehmer Klaus-Peter Mahlo (BVV-Mitglied) 
und Gerrit Kringel (ebenfalls BVV-Mitglied). 
Dieses Immobilien-Kompetenzteam des mit-
telständischen CDU-Nachwuchses hatte zum 
„Bürgerdialog“ geladen, um gegen eine geplante 
Notunterkunft für Flüchtlinge zu hetzen. Die-
se ist als Container auf einem Gelände geplant 
auf dem angeblich eine Schule entstehen sollte. 
Der eigentliche Aufreger ist aber, dass überhaupt 
AsylbewerberInnen in Rudow eine Unterkunft 
bekämen. Vorgeschlagen wurde, dass der Se-
nat dieses Containerlager doch lieber auf dem 
Campus der Rütli-Schule (Nordneukölln), an 
der A100 oder auf dem Tempelhofer Feld setzen 
sollte. Die zahlreichen rassistischen Äußerungen 
aus dem Publikum wurden vom Podium zumin-
dest nicht zurückgewiesen. Mit dieser Veranstal-
tung hat die CDU sicher keinen Dialog stiften, 
sondern einfach einen Contra-Punkt zur bisher 
freundlichen Berichterstattung über den Flücht-
lingsmarsch liefern wollen. Der Tenor heißt 
„Wir haben ein Problem mit Asylbewerbern“.
Auch Sebastian Thom, NPD-Vorsitzender in 
Neukölln und Mitglied im Berliner Landes-
vorstand der Partei saß im Publikum. Er wird 
verdächtigt einer der AutorInnen des Internet-
portals nw-berlin zu sein.
Und hier schließt sich wieder der Kreis zu dem 
Anschlag auf das Lager in Waßmannsdorf. Die-
ses ist nur wenige Kilometer von Rudow ent-
fernt und wurde in der Nacht zu Dienstag von 
Neonazis angegriffen.

Der Angriff in Waßmannsdorf
Gegen 1:30 Uhr schnitten drei Männer den 
Zaun der Einrichtung auf und besprühten die 

Hauswand mit „Rostock ist überall“ um dem 
Kürzel „nw“, sowie ein Hakenkreuz. Danach 
versuchten sie über die Feuerleiter von außen 
in das Haus einzudringen. Als das nicht gelang 
schmissen sie eine mit brauner Farbe gefüllte 
Flasche in ein Fenster im ersten Stock. Dort 
schliefen zwei Frauen, von denen die eine von 
der Flasche bzw. der Farbe getroffen wurde. Da-
nach flüchteten die Angreifer unerkannt. Der in 
dem Lager stationierte Wachmann wurde infor-
miert und rief die Polizei. Diese nahm aber nur 
die Personalien der Frauen auf und fuhr wieder 
ab. Als die Spurensicherung bei Tageslicht an-
rückte hatte der Hausmeister bereits die Flasche 
und Farbe beseitigt. Die Sprühereien außen wur-
den von der Polizei überstrichen. Es scheint als 
möchte der Landkreis Dahme-Spreewald solche 
Vorkommnisse lieber vertuschen (obwohl der 
Landrat gerade große Reden schwingt). Bereits 
vor einiger Zeit war im Treppenhaus ein Kin-
derwagen angezündet worden, ohne dass dazu 
irgendwie ermittelt wurde. Auch wenn sich der 
Berliner NPD Chef Sebastian Schmidtke von 
dem Anschlag distanzierte mit ist davon auszu-
gehen, dass es sich bei den Angreifern um Akti-
visten des nw-berlin handelte. Die zeitliche und 
örtliche Nähe mit der CDU-Veranstaltung kann 
kein Zufall gewesen sein.

Der Berliner Sozialsenator
Der Marzahner CDUler Mario Czaja ist zwar 
nicht so plump rassistisch wie seine Rudower 
Parteikollegen, doch hat er mehr Potential um 
Schaden anzurichten. Auch er ist ein Sprössling 
der Immobilienbranche und seit knapp einem 
Jahr Senator für Gesundheit und Soziales. Da-
mit ist er u.a. für die Unterbringungseinrichtun-
gen (aka Lager) in Berlin verantwortlich. Unter 
ihm kommen aktuell wieder mehr Flüchtlinge 
in Lager. Angeblich herrscht in seiner Behörde 
ein Unterbringungs-Notstand, der nur durch 
neue Lager behoben werden kann. In den letz-
ten Wochen wurden deshalb zuzüglich zu den 
bisherigen 17 Lagern des Senats (die Unter-

bringungseinrichtungen der Bezirke sind da 
noch nicht dabei) weitere vier Notunterkünfte 
eingerichtet, die demnächst bezugsfertig sind. 
Diese Notunterkünfte unterscheiden sich von 
den „normalen“ Lagern dadurch, dass sie weder 
den viel zitierten Berliner Mindeststandards ent-
sprechen, noch langfristig angelegt sind. Unter 
der Regie der Privatunternehmen Prisod und 
PeWoBe soll das Rote Kreuz die Häuser nur mit 
dem nötigsten ausstatten. Damit will Berlin der 
selbst produzierten Wohnungsnot unter Flücht-
lingen begegnen. Aber es war nicht anders zu 
erwarten: Denn ein Senator der als Vorsitzender 
des Vereins der Eigenheim- und Grundstücksbe-
sitzer firmiert und der aus einer Partei kommt, 
die „Bürgerdialoge“ zur rassistischen Mobilma-
chung initiiert (wie u.a. in Leipzig), ist nicht 
zu erwarten dass er menschenwürdiges Leben 
ermöglicht.

Dass die Demonstration der Flüchtlinge am 
Samstag am Sozialsenat in der Oranienstraße 
vorbeigeht ist deshalb ein wichtiges und längst 
überfälliges Signal.

Das Flüchtlingslager Waßmannsdorf nach dem Anschlag am 9.10.2012

die CdU-Rudow und der anschlag in Waßmannsdorf 
12.10.2012 Bündnis gegen Lager Berlin/Brandenburg
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• 
D

ie W
A

V-Tabelle sollte nur die auf die jew
eils konkrete Personenzahl zutreffenden W

erte nennen, dann 
w

äre sie verbindlicher und deutlich w
eniger verw

irrend.  
Vgl. dazu Anlage aktuelle M

ietkostenübernahm
eschein B

A
 Friedrichshain-Kreuzberg für 2 Personen . 

D
ie Bescheinigung w

ird dort nach § 3 AsylbLG
 und nach SG

B X
II gleicherm

aßen verw
endet, die W

AV
-Tabelle 

ist auf die konkrete Personenzahl bezogen, kein K
ostenvergleich m

it G
U

s, kein Ausschluss von Kautionen. 
 4. Ä

nderung B
eratungsprotokoll zur W

ohnungssuche 
Vgl. das anliegende B

eratungsprotokoll ZLA II A
 5007 v. 17.9.2012.  

Flüchtlinge beim
 m

üssen beim
 Sozialdienst m

it ihrer U
nterschrift bestätigen, dass "Provision und K

autionen 
nicht übernom

m
en w

erden".  
U

.E
. m

uss im
 Form

ular des B
eratungsprotokolls das W

ort "nicht" gestrichen w
erden, da angesichts der ak-

tuellen N
otlage auch die Ü

bernahm
e vom

 Kautionen und M
aklerprovisionen im

 nach BG
B

 zulässigen R
ahm

en 
notw

endig ist. H
inzu kom

m
en sollte ein H

inw
eis auf die Ü

bernahm
e von G

enossenschaftsanteilen. 
 5. R

echtsverbindlich M
ietübernahm

ebescheinigungen zur eigenständige W
ohnungssuche  

D
ie M

ietübernahm
ebescheinigungen zur W

ohnungssuche m
üssen eine eigenständige S

uche und A
nm

ie-
tung angem

essenen W
ohnraum

s erm
öglichen. 

D
ies erfordert eine rechtsverbindliche K

ostenübernahm
eerklärung, adressiert an den Verm

ieter nach 
W

ahl, unter N
ennung der konkreten Bedingungen (Zustand, M

ietobergrenze, ggf. M
ietw

uchergrenze). Vgl. das 
anliegende M

uster aus den 80er Jahren. 
 6. U

nterm
ietverträge, W

ohngem
einschaften 

U
nterm

ietverträge in W
G

s oder für ganze W
ohnungen sind auch ohne Zustim

m
ung des H

auseigentüm
ers 

m
iet- und sozialrechtlich w

irksam
 und w

erden zB beim
 Jobcenter ohne w

eiteres akzeptiert. W
äre dies anders, 

hätten w
ir in Berlin auf einen Schlag m

ehrere 1000 zusätzliche O
bdachlose.  

W
ir m

öchten daher anregen, auch im
 Bereich des AsylbLG

 auf die Zustim
m

ung des H
auseigentüm

ers zu ver-
zichten, w

enn die übrigen Voraussetzungen w
ie Angem

essenheit usw
. erfüllt sind. 

Bei der V
erm

ietung einzelner W
G

-Zim
m

er ergibt sich eine höhere m
2 M

iete als bei einer ganzen W
ohnung. Zu-

dem
 ist es legitim

, bei der Festlegung der M
iethöhe neben der Kopfzahl unterschiedliche Zim

m
ergrößen und 

ggf M
öblierungszuschläge zu berücksichtigen. All dies w

ird bei der ZLA tendenziell nicht akzeptiert. 
 7. R

enovierter Zustand, Staffelm
iete 

U
.E

. sollten anders als bisher zB
 auch Vereinbarungen zum

 Selbstrenovieren erlaubt w
erden und S

taffelm
iete-

verträge, die sich innerhalb der M
ietobergrenzen bew

egen, zugelassen w
erden. 

 8. Erm
essen bei geringer Ü

berschreitung der M
ietobergrenze bzw

. U
nterschreitung der Frist nach § 47 

A
sylVfG

 
U

ns w
urde in den letzten Tagen von der Ablehnung von M

ietangeboten für Fam
ilien berichtet w

egen Ü
ber-

schreitung der M
ietobergrenze um

 5 oder 10 €, oder w
eil die Fam

ilie (bei positiver Bleibeprognose!) erst 2 1/2 
M

onate in der E
A

E sei. U
E sollte hier Erm

essen im
 S

inne der W
ohnungssuchenden ausgeübt w

erden, zB bei 
Ü

berschreitung der M
iethöhe um

 bis zu 10 %
 analog des auch für W

ohnungslose geltenden § 6 Abs. 8 W
A

V. 
 9. Verbot der B

egleitung W
ohnungssuchender durch W

ohnheim
betreuer 

D
ie Begleitung W

ohnungssuchender zu W
ohnungsbesichtigungsterm

inen durch Sozialarbeiter/Innen usw
. er-

höht die Erfolgsquote der Bew
erber um

 ein V
ielfaches. D

ennoch verbieten die W
ohnheim

träger dies ihren Bet-
reuerinnen in der R

egel ausdrücklich, so zB der IB.  
  Lageso und B

erliner Senat können und m
üssen noch m

ehr tun: 
 10. W

B
S für A

sylbLG
-B

erechtigte 
In Absprache m

it der Senatsbauverw
altung sollte die A

usgabe von W
ohnberechtigungsscheinen auch an 

AsylbLG
-Berechtigte erfolgen, vgl. dazu und zu den G

enossenschaftsanteilen das B
eispiel Brem

ens: 
w

w
w

.fluechtlingsrat.de/m
aterialien/them

a/unterbringung/ 
w

w
w

.radiobrem
en.de/politik/nachrichten/politikfluechtlinge100.htm

l 
 

11. Verhandlungen m
it w

eiteren W
ohnungsgesellschaften  

Vereinbarung von Kontingenten m
it w

eiteren gem
einnützigen, kirchlichen und genossenschaftlichen 

W
ohnungsgesellschaften für AsylbLG

-Berechtigte im
 S

inne des Vertrags W
fF, Vereinbarung verbindlicher 

Kontingente und Q
uoten statt unverbindlicher A

bsichtserklärungen. 
 12. Ö

ffentlicher A
ppell an Verm

ieter, W
ohnungen an Flüchtlinge zu verm

ieten 
W

ie der zuständige S
taatsrat H

orst Frehe in Brem
en sollte auch Berlin öffentlich appellieren, W

ohnungen an 
Flüchtlinge zu verm

ieten. Vgl. P
E H

ansestadt Brem
en vom

 27.9.2012: 
http://w

w
w

.senatspressestelle.brem
en.de/sixcm

s/detail.php?gsid=brem
en146.c.55931.de  

D
abei sollte auch die M

öglichkeit der U
nterverm

ietung konkret genannt und öffentlich unterstützt w
erden. 

 13. K
reative Förderung von W

ohnprojekten zB
 kirchlicher und alternativer Träger 

D
ie Förderung größerer und kleinerer W

ohnprojekte zB
 kirchlicher und alternativer Träger könnte die U

nterbrin-
gungsnotlage entlasten. Vgl. dazu als positives Beispiel aus P

otsdam
 M

A
Z vom

 8.10.2012 "M
it H

erz und 
Verstand - D

ie ersten Flüchtlingsfrauen und ihre Kinder sind in das neue Asyl in der C
ity eingezogen" 

w
w

w
.m

aerkischeallgem
eine.de/cm

s/beitrag/12403618/60709/D
ie-ersten-Fluechtlingsfrauen-und-ihre-K

inder-
sind-in.htm

l 
In den 80er Jahren gab es zB bei der D

iakonie W
estberlin die "R

egiestelle Flüchtlingshilfe", die W
ohnun-

gen für Asylbew
erber m

it dem
 Ziel anm

ietete, dass der H
auptm

ietvertrag nach einer Ü
bergangszeit an die 

Flüchtlinge selbst übergeht. H
ierzu w

urde die soziale B
etreuung der Flüchtlinge für zw

ei Jahre zugesichert.  
 14. Finanzierung von Sozialarbeiterstellen zur W

ohnungssuche  
bei freien Trägern zur aktiven U

nterstützung der W
ohnungssuche von Flüchtlingen, B

eispiel D
iakonie Potsdam

: 
w

w
w

.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/S
tellenausschreibung_B

FM
.pdf 

 15. M
ietübernahm

e auch nach A
uslaufen der Jugendhilfe 

Junge Flüchtlinge, die im
 R

ahm
en der Jugendhilfe bereits eine eigene W

ohnung gem
ietet haben, berichten uns, 

dass B
ezirkssozialäm

ter die M
ietübernahm

e w
egen § 1a AsylbLG

 ablehnen und darauf verw
eisen, dass die 

Jugendlichen in eine G
U

 um
zuziehen hätte. Abgesehen vom

 oft fraglichen Tatbestand des § 1a AsylbLG
 sollten 

bei vorhandener W
ohnung nach A

V
 zu § 1a AsylbLG

 die Kosten auch w
eiter übernom

m
en w

erden. 
 16. A

npassung der M
ietobergrenzen an die B

erliner M
arktrealitäten  

D
ie für AsylbLG

-B
erechtigte, Sozialhilfe- und H

artz-IV-Berechtigte geltenden, trotz ca. 25 - 30 %
 M

ietpreisstei-
gerung gegenüber dem

 N
iveau von 2005 bis 2012 nur um

 ca. 5 %
 angepassten M

ietobergrenzen entsprechen 
in keiner W

eise m
ehr den rechtlich zulässigen und allgem

ein üblichen Berliner M
arktrealitäten bei der N

euver-
m

ietung von W
ohnungen. 

Auf verw
irrende D

ifferenzierungen nach H
eizungstyp (G

as-/Ö
l-/Fernheizung) und G

ebäudegröße 
(100/500/1000m

2) sollte ganz verzichtet w
erden. 

W
irksam

e M
aßnahm

en zur B
egrenzung des M

ietanstiegs m
uss die Politik treffen, hierfür sind nicht die Flücht-

linge verantw
ortlich. 

  W
ir w

ären Ihnen sehr dankbar für eine M
itteilung, ob und w

elche M
aßnahm

en S
ie realisieren können, auch um

 
dies an Beratungsstellen und ehrenam

tliche U
nterstützer Asylsuchender w

eiterzugeben.  
W

ir stehen für Ihre R
ückfragen und ein G

espräch jederzeit gerne zur Verfügung. 
 M

it freundlichen G
rüßen 

Im
 Auftrag 

  G
eorg C

lassen 
 A

nlagen:  
Aktueller M

ietübernahm
eschein ZLA m

it Beratungsprotokoll zur W
ohnungssuche ZLA

 (keine K
autionen!) 

Aktueller M
ietübernahm

eschein B
A Friedrichshain Kreuzberg  

R
echtsverbindlicher(!) M

ietübernahm
eschein B

A N
eukölln aus 1987 
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D
er F
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 B
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rief geäußert, und 

auch die P
ositionspapiere, die w

ir zusam
m

en m
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s eingebracht haben, liegen Ihnen vor.

Ich w
erde m

ich im
 F
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In L
eip

zig
 w

urde im
 O

ktober 2010 ein K
onzept zur dezentralen U

nterbringung verabschiedet, in 
dem

 die verpflichtende A
ufenthaltsdauer in der G

U
 auf 6 M

onate reduziert w
ird. 

In B
rem

en
 w

urde (m
it dem

 A
rgum

ent K
ostenersparnis) im

 letzten Jahr beschlossen, angesichts der 
steigenden F

lüchtlingszahlen keine neuen G
U

 zu bauen, sondern die V
erw

eildauer dort auf 
m

axim
al 12 M

onate zu begrenzen und dann dezentral unterzubringen. 

D
ies sind nur einige B

eispiele, es gäbe noch viele - F
ra

n
k

fu
rt a

m
 M

a
in

 hält zum
 B

eispiel schon 
lange gar keine spezielle G

U
 für F

lüchtlinge m
ehr vor. D

ie U
nterbringung in einer G

U
 kom

m
t nur 

zur V
erm

eidung von O
bdachlosigkeit in F

rage, so w
ie bei allen anderen B

ürger/innen auch.

D
a
s W

o
h

n
ra

u
m

m
a
n

g
el- u

n
d

 W
o
h

n
ra

u
m

su
ch

p
ro

b
lem

O
ft entsteht der W

ohnraum
m

angel durch die fehlende B
ereitschaft von V

erm
ietern, an F

lüchtlinge 
zu verm

ieten, sei es aus V
orurteil oder aus V

orbehalt w
egen des A

ufenthaltsstatus. 

D
azu ist zu sagen, dass es im

 allgem
einen Interesse der L

andesregierung liegt, direkte und indirekte 
D

iskrim
inierungen auf dem

 W
ohnungsm

arkt zu beseitigen. D
ie politische E

ntscheidung der 
L

andesregierung, F
lüchtlinge perspektivisch in W

ohnungen unterzubringen, könnte in dem
 

Z
usam

m
enhang auch gesellschaftlich richtungsw

eisend sein. 

P
ra

k
tisch

e M
ö
g
lich

k
eiten

, d
em

 P
ro

b
lem

 zu
 b

eg
eg

n
en

 sin
d

: 

•
In P

o
tsd

a
m

 gibt es die V
ereinbarung, dass die W

ohnungsbaugesellschaft keinen B
ew

erber 
öfter als drei M

al ablehnen soll, um
 m

öglichen D
iskrim

inierungen entgegen zu w
irken. 

•
In B

erlin
 gibt es ein geschütztes M

arktsegm
ent. D

ie städtischen W
ohnungsunternehm

en 
stellen per K

ooperationsvertrag ein jährliches K
ontingent von 275 W

ohnungen im
 Jahr für 

F
lüchtlinge bereit. 

•
In B

rem
en

 w
urde m

it der W
ohnungsbaugesellschaft vereinbart, dass sie auf 

aufenthaltsrechtliche  E
inschränkungen bei der V

erm
ietung verzichtet. Im

 G
espräch ist 

derzeit, 100.000,-- €  für eine P
ersonalstelle bereitzustellen, die die W

ohnungssuche 
begleitet und neue S

elbsthilfe- und E
hrenam

tsstrukturen installiert. S
ie soll sich aus den 

E
insparungen durch die reduzierte G

U
-U

nterbringung refinanzieren. 

•
In L

ev
erk

u
sen

 obliegt die W
ohnungssuche den F

lüchtlingen selbst. H
ierbei w

urden sie zu 
B

eginn von E
hrenam

tlichen unterstützt. Z
ur Installation des M

odells (F
örderung des 

A
uszugs, A

ufbau der E
hrenam

tsstruktur zur U
nterstützung der W

ohnungssuche, 
E

inbeziehung der W
ohnungsbaugesellschaften, A

ufbau von unterstützenden 
N

achbarschaftsstrukturen) w
urde zw

ei Jahre lang eine P
ersonalstelle aus dem

 europäischen 
F

lüchtlingsfonds finanziert. In den B
erichten heißt es: „S

ehr rasch stellte sich unter den 
F

lüchtlingen eine gegenseitige H
ilfestellung bei der W

ohnungssuche und der 
W

ohnungsrenovierung ein.“

•
In K

ö
ln

 versucht m
an, neuen W

ohnraum
 durch ein Investorenm

odell zu schaffen. „M
it 

„Investorenm
odell“ ist hier der V

erkauf von städtischen G
rundstücken an Investoren 

gem
eint, die auf diesen G

rundstücken neuen W
ohnraum

 bauen und diesen an die S
tadt über 

einen langfristigen Z
eitraum

, ggf. m
it zusätzlicher O

ptionsm
öglichkeit seitens der S

tadt 
hinsichtlich der G

esam
tm

ietdauer, verm
ieten. D

urch einen entsprechenden baulichen 
S

tandard kann der errichtete W
ohnraum

 nach A
blauf der N

utzung zur 
F

lüchtlingsunterbringung zur V
erm

ietung an andere P
ersonenkreise offen stehen.“ 

(L
eitlinien zur U

nterbringung und B
etreuung von F

lüchtlingen in K
öln )

•
A

ußerdem
 w

urde ein „K
onzept für das U

m
zugs- , A

uszugs- und V
erbesserungsm

anagem
ent 

für die B
eratung und B

etreuung der F
lüchtlinge in W

ohnheim
en“ entw

ickelt, m
it einer 

5

P
ersonalstelle für die B

egleitung der A
uszüge (einschließlich N

achbarschaftsarbeit), die sich 
aus den E

insparungen refinanziert. 

R
ech

tlich
e
 V

o
ra

u
ssetzu

n
g

en
 u

n
d

 M
ö

g
lich

k
eiten

:

D
ie U

nterbringung in G
U

 begründet sich aus dem
 A

sy
lv

erfa
h

ren
sg

esetz. H
ier heißt es:  

§
 5

3
 (1) A

usländer, die einen A
sylantrag gestellt haben und nicht oder nicht m

ehr 
verpflichtet sind, in einer A

ufnahm
eeinrichtung zu w

ohnen, sollen in der R
egel in 

G
em

einschaftsunterkünften untergebracht w
erden. H

ierbei sind sow
ohl das öffentliche 

Interesse als auch B
elange des A

usländers zu berücksichtigen.

E
s handelt sich um

 eine S
o

ll-B
estim

m
u

n
g, die den K

om
m

unen großen S
pielraum

 lässt. 

D
ie E

inschränkung der R
egel durch die B

estim
m

ung „
H

ierb
ei sin

d
 so

w
o
h

l d
a

s ö
ffen

tlich
e
 

In
teresse

 a
ls a

u
ch

 B
ela

n
g

e
 d

es A
u

slä
n

d
ers zu

 b
erü

ck
sich

tig
en

“
 w

urde schon in den 90er Jahren 
stark zugunsten der U

nterbringung in P
rivatw

ohnungen genutzt (s.u.).

•
Im

 In
teresse d

es A
u

slä
n

d
ers: 

V
erm

eidung der schädigende F
olgen durch eine länger dauernde U

nterbringung in G
U

, 
V

erw
irklichung von G

rundrechten (P
rivatsphäre, P

ersönlichkeitsentfaltung, U
nversehrtheit) 

•
Im

 ö
ffen

tlich
en

 In
teresse:

E
insparungen bei den unm

ittelbaren U
nterbringungskosten (erhöhte Instandhaltung, 

B
ew
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1.) „Aufgrund des sozioökonomischen Sta-
tus‘ neigen Asylsuchende eher zu Krimina-
lität.“

Asylsuchende sind strukturell in vielerlei 
Hinsicht benachteiligt: So werden sie auf-
grund ihres vermeintlich nicht-deutschen 
Aussehens nicht nur häufiger durch die Po-
lizei verdächtigt und kontrolliert, sondern 
auch für Verstöße bestraft, die Menschen mit 
deutscher Staatsbürger_innenschaft gar nicht 
begehen können. Hierzu zählt der Verstoß 
gegen die Residenzpflicht, die asylsuchenden 
Menschen verwehrt, auch in andere Orte zu 
gehen als an den zugewiesenen. Kurz: Sie 
dürfen die Stadt/den Landkreis nicht verlas-
sen.

Zudem berichten Medien sehr häufig im 
Zusammenhang mit der vermeintlich nicht-
deutschen Herkunft von Tatverdächtigen. 
Medien sowie Polizei weisen tendenziell auf 
die (vermeintliche) Herkunft oder den Status 
hin, wenn ein Vergehen durch Asylsuchende 
oder Menschen ohne deutsche Staatsbürger_
innenschaft begangen wurde. Dies geschieht 
bei Straftaten mit deutschen Täter_innen 
nicht. Durch die Verknüpfung einer auslän-

dischen Staatsbürgerschaft mit einer Straftat 
wird der Eindruck erweckt, Menschen mit 
Migrationshintergrund seien krimineller als 
Deutsche.

Der pauschale Verweis auf einen Zusam-
menhang zwischen Armut bzw. strukturel-
ler Benachteiligung und Kriminalität basiert 
ebenfalls auf Vorurteilen. Arme Menschen 
verhalten sich nicht automatisch kriminel-
ler als vermeintlich Bessergestellte oder Rei-
che. Diese Unterstellung würde im Fall von 
deutschen Personen mit niedrigem, sozio-
ökonomischen Status vermutlich zu Recht 
als diskriminierend und verletzend zurück-
gewiesen.

2.) „Durch eine Asylsuchendenunterkunft in 
der Nachbarschaft steigen Kriminalität und 
Drogenhandel.“

Eine solche Pauschalisierung offenbart ver-
breitete Ressentiments gegenüber Flüchtlin-
gen: Asylsuchende seien kriminell und han-
deln mit Drogen. Diese negativen Vorurteile 
sind rassistisch, da sie Menschen in Not, die 
in dieses Land kommen, pauschal abstem-

Initiativkreis: Menschen. Würdig.

10. „Das Patenschaftsmodell ist unausgego-
ren.“

Die Stadt Leipzig möchte die Zahl der So-
zialarbeiter_innen erhöhen, die den Asyl-
suchenden unterstützend zur Seite stehen. 
Auch wird ein Patenschaftsmodell für die 
Menschen entwickelt, mit dem individuel-
ler Kontakt zwischen Leipziger_innen und 
Flüchtlingen ermöglicht und verstetigt wer-
den soll und damit ein solidarisches, vorur-
teilsfreies Miteinander gestärkt wird.

Kritisiert wurde in den letzten Wochen, dass 
das Patenschaftsmodell noch nicht durchge-

plant sei. Allerdings befindet sich diese Idee 
genau wie das gesamte Unterbringungskon-
zept noch in der Diskussion. Vorschläge wer-
den dankbar aufgenommen - genau das ist 
ein demokratischer Mitwirkungsprozess.

Die zentrale Voraussetzung für die Über-
nahme von Patenschaften und damit für ste-
tige Kontakte zwischen Menschen, die schon 
lange in Leipzig leben und jenen, die als Asyl-
suchende nach Leipzig zugewiesen wurden, 
ist Offenheit und das Überwinden von Vor-
urteilen. Zahlreiche Wortmeldungen gegen 
die neuen Unterkünfte haben bewiesen, dass 
hier ein großer Nachholbedarf besteht.

Asylsuchenden-Unterkünfte?
Aber doch nicht bei uns!

Zehn Erwiderungen auf Argumente, die in der aktuellen 
Debatte um das Unterbringungs- und Betreuungskonzept für 

Flüchtlinge in Leipzig immer wieder fallen.

Initiativkreis: Menschen. Würdig. - http://www.menschen-wuerdig.de
V.i.S.d.P. Clara Schumann, Bornaische Str. 3d, 04277 Leipzig

Mehr Informationen, eine Onlinepetition und einen 
Pressespiegel auf: ww.menschen-wuerdig.org

ww.menschen-wuerdig.org peln.
Asylsuchende fliehen vor politischer Un-

terdrückung, Verfolgung, Misshandlung 
und Hunger in ihren Ländern. Ihr Recht auf 
ein menschenwürdiges Leben zu unterstüt-
zen, sollte Anspruch jedes Aufnahmelandes 
sein. Ungerechtfertigte Vorverurteilungen 
laufen diesem Anspruch zuwider.

3.) „Von den Flüchtlingsunterkünften geht 
eine Gefahr für unsere Kinder aus.“

Dies ist eine pauschale Unterstellung, für 
die es keine Belege gibt. Die angebliche 
Neigung der Flüchtlinge zu Kriminalität, 
Drogen usw. beruht - siehe oben - auf Vor-
urteilen. Asylsuchende sind genauso kinder-
freundlich wie andere Menschen.

4.) „Durch Asylsuchendenunterkünfte sin-
ken die Grundstückswerte der umliegenden 
Gebäude.“

Es handelt sich nicht um „klassische“ Asyl-
unterkünfte, sondern um einzelne Wohnun-
gen in einem Gebäude. Dass sich der Markt-
wert der umliegenden Gebäude minimiert, 
weil Asylsuchende in der Nachbarschaft le-
ben, ist zunächst reine Spekulation. Grund-
stückspreise werden durch unterschiedliche 
Faktoren beeinflusst, die sich nicht alle voll-
ständig von den Eigentümer_innen beein-
flussen lassen.

Durch die dezentrale Unterbringung in 
kleineren Wohneinheiten soll Asylsuchen-
den eine bessere, menschenwürdigere Un-
terbringung während ihres Asylverfahrens 
ermöglicht werden. Sie in eine entlegene Ein-
öde zu verbannen, in der sie keinen Kontakt 
zu anderen Menschen haben, würde dem 
fundamental widersprechen. Leider war dies 
lange Zeit gängige Praxis. Die Würde eines 
jeden Menschen ist unantastbar (Artikel 1 

des Grundgesetzes) und muss vom Staat ge-
währleistet und geschützt werden.

5.) „Aufgrund der arabischen und afrikani-
schen Kultur müssen Frauen Angst vor Ver-
gewaltigungen haben. Diese Kulturen sind 
nun einmal so.“

 
Dieser Aussage liegt eine kultur-rassistische 
Denkweise zugrunde. Es wird davon aus-
gegangen, dass Kulturen homogene und 
unabänderliche Gebilde sind, die das Han-
deln der in sie Hineingeborenen bestimmen. 
Menschen wären danach keine Individuen 
mehr, die sich durch Erlebnisse und persön-
liche Erfahrungen immerzu entwickeln.

Durch Statistiken belegen lässt sich die 
Befürchtung nicht. Sexuelle Gewalt geht in 
Deutschland meist vom unmittelbaren fami-
liären Umfeld der_des Betroffenen aus.

6.) „Die Nachbarschaft wurde in den Ent-
scheidungsprozess nicht ausreichend einge-
bunden.“

 
Die Stadtverwaltung hat das Konzept basie-
rend auf einem Stadtratsbeschluss vom Juni 
2010 ausgearbeitet und nun Anfang Mai der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Im Juni steht es 
in den jeweils zuständigen Stadtbezirksbei-
räten auf der Tagesordnung. Dadurch und 
durch weitere Stadtteilversammlungen ha-
ben die Anwohner_innen die Möglichkeit, 
mit der Verwaltung in einen Austausch über 
das Konzept zu treten. Zudem hat diese die 
Beschlussvorlage im Stadtrat kurzfristig um 
einen Monat verschoben, so dass noch bis 
Juli weitere Hinweise und Vorschläge ein-
fließen können.

Viel problematischer ist jedoch, dass die 
Verwaltung es bisher versäumt hat, die von 
der Maßnahme betroffenen Flüchtlinge zu 
informieren und in die Ausgestaltung des 

Konzepts mit einzubeziehen. Dies ist die 
wirkliche Entmündigung.

7.) „Unser Stadtteil ist infrastrukturell nicht 
geeignet. Es gibt deutliche bessere Orte.“

 
Die Aufgabenstellung der Stadt war es, neue 
Unterkünfte über das Stadtgebiet verteilt zu 
finden, damit die Flüchtlinge nicht mehr 
geballt an einem Ort leben müssen. Dieser 
Ansatz ist mit dem vorliegenden Konzept 
erfüllt worden. Sicherlich ist die Kritik an 
einzelnen Standorten und deren nicht-zen-
trumsnaher Lage berechtigt. Andererseits 
sind die Möglichkeiten der Stadt und der 
städtischen Wohnungsgesellschaft LWB be-
grenzt. Laut Aussagen der Stadtverwaltung 
hat sich zudem die private Wohnungswirt-
schaft verweigert, die Suche nach Wohnhäu-
sern zu unterstützen. 

8.) „Das Konzept der Stadt sieht keine de-
zentrale Unter-bringung der Asylsuchen-
den vor und ist deshalb abzulehnen.“

Bund und Freistaat Sachsen sehen per Ge-
setz die Unterbringung in Gemeinschafts-
unterkünften als Regelunterbringung vor. 
Eine dezentrale Unterbringung aller Asyl-
suchenden in Mietshäusern kann die Stadt 
Leipzig ohne eine Änderung der entspre-
chenden Gesetze nicht erreichen. Bisher be-
kommen Asylsuchende nur auf Antrag eine 
eigene Wohnung. Ein Positiv-Bescheid ist 
nur zu erwarten, wenn die Betroffenen eine 
amtsärztlich bestätigte schwerwiegende Er-
krankung nachweisen oder eine Wohnungs-
unterbringung aus humanitären Gründen 
(z.B. Familien mit mehreren Kindern, hohes 
Alter, Ausbildung) empfohlen wird. In den 
letzten Jahren hat sich die Zahl der Anträge 
auf dezentrale Unterbringung und auch die 
Zahl der Bewilligungen in Leipzig erhöht.

Das vorliegende Unterbringungskonzept 
ist ein wichtiger ergänzender Schritt für die 
Asylsuchenden, die nicht in eigene Woh-
nungen ziehen dürfen. Es stellt im Kern eine 
Verbesserung der Lebens- und Wohnbedin-
gungen dar. Damit alle Asylsuchenden de-
zentral untergebracht werden können, muss 
Druck auf die Bundes- und Landesregierung 
ausgeübt werden.

9. „Es fehlen Sicherheitskonzepte für die 
Unterkünfte.“

Flüchtlinge gehören zur schwächsten/ver-
wundbarsten gesellschaftlichen Gruppe. Ne-
ben Benachteiligungen durch staatliche Re-
gelungen müssen sie auch Diskriminierung 
und Bedrohungen im Alltag ertragen. Die 
NPD hat bereits deutliche Kampfansagen 
gegen die neuen Asyl-Unterkünfte gemacht. 
Vor diesem Hintergrund ist die Erarbeitung 
von Sicherheitskonzepten für die neuen 
Standorte - durch Stadtverwaltung und Po-
lizei - unabdingbar. Dies kann beginnen, so-
bald der Stadtrat das Unterbringungs- und 
Betreuungskonzept mit den neuen Standor-
ten beschlossen hat.

Mit den zu entwickenden Sicherheitskon-
zepten muss allerdings vermieden werden, 
die Flüchtlinge wieder als benachteiligte 
Gruppe zu markieren, beispielsweise durch 
Umzäunungen und eine dauerhafte, ganz-
tägige Bewachung durch Sicherheitsdienste. 
Das neue Konzept intendiert im Gegenteil, 
dass die Bewegungsfreiheit der Flüchtlinge 
erweitert wird und es bessere Möglichkeiten 
gibt, mit der Stadtbevölkerung in Kontakt zu 
kommen.

Neben polizeilichen Maßnahmen spielen 
bei den Überlegungen für Sicherheitskon-
zepte auch nachbarschaftliche Aspekte eine 
Rolle: ein respektvoller Umgang miteinan-
der und ein gegenseitiges Verantwortungs-
gefühl stellen wichtige Grundlage dar.

peln.
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unterkünften als Regelunterbringung vor. 
Eine dezentrale Unterbringung aller Asyl-
suchenden in Mietshäusern kann die Stadt 
Leipzig ohne eine Änderung der entspre-
chenden Gesetze nicht erreichen. Bisher be-
kommen Asylsuchende nur auf Antrag eine 
eigene Wohnung. Ein Positiv-Bescheid ist 
nur zu erwarten, wenn die Betroffenen eine 
amtsärztlich bestätigte schwerwiegende Er-
krankung nachweisen oder eine Wohnungs-
unterbringung aus humanitären Gründen 
(z.B. Familien mit mehreren Kindern, hohes 
Alter, Ausbildung) empfohlen wird. In den 
letzten Jahren hat sich die Zahl der Anträge 
auf dezentrale Unterbringung und auch die 
Zahl der Bewilligungen in Leipzig erhöht.

Das vorliegende Unterbringungskonzept 
ist ein wichtiger ergänzender Schritt für die 
Asylsuchenden, die nicht in eigene Woh-
nungen ziehen dürfen. Es stellt im Kern eine 
Verbesserung der Lebens- und Wohnbedin-
gungen dar. Damit alle Asylsuchenden de-
zentral untergebracht werden können, muss 
Druck auf die Bundes- und Landesregierung 
ausgeübt werden.

9. „Es fehlen Sicherheitskonzepte für die 
Unterkünfte.“

Flüchtlinge gehören zur schwächsten/ver-
wundbarsten gesellschaftlichen Gruppe. Ne-
ben Benachteiligungen durch staatliche Re-
gelungen müssen sie auch Diskriminierung 
und Bedrohungen im Alltag ertragen. Die 
NPD hat bereits deutliche Kampfansagen 
gegen die neuen Asyl-Unterkünfte gemacht. 
Vor diesem Hintergrund ist die Erarbeitung 
von Sicherheitskonzepten für die neuen 
Standorte - durch Stadtverwaltung und Po-
lizei - unabdingbar. Dies kann beginnen, so-
bald der Stadtrat das Unterbringungs- und 
Betreuungskonzept mit den neuen Standor-
ten beschlossen hat.

Mit den zu entwickenden Sicherheitskon-
zepten muss allerdings vermieden werden, 
die Flüchtlinge wieder als benachteiligte 
Gruppe zu markieren, beispielsweise durch 
Umzäunungen und eine dauerhafte, ganz-
tägige Bewachung durch Sicherheitsdienste. 
Das neue Konzept intendiert im Gegenteil, 
dass die Bewegungsfreiheit der Flüchtlinge 
erweitert wird und es bessere Möglichkeiten 
gibt, mit der Stadtbevölkerung in Kontakt zu 
kommen.

Neben polizeilichen Maßnahmen spielen 
bei den Überlegungen für Sicherheitskon-
zepte auch nachbarschaftliche Aspekte eine 
Rolle: ein respektvoller Umgang miteinan-
der und ein gegenseitiges Verantwortungs-
gefühl stellen wichtige Grundlage dar.

1.) „Aufgrund des sozioökonomischen Sta-
tus‘ neigen Asylsuchende eher zu Krimina-
lität.“

Asylsuchende sind strukturell in vielerlei 
Hinsicht benachteiligt: So werden sie auf-
grund ihres vermeintlich nicht-deutschen 
Aussehens nicht nur häufiger durch die Po-
lizei verdächtigt und kontrolliert, sondern 
auch für Verstöße bestraft, die Menschen mit 
deutscher Staatsbürger_innenschaft gar nicht 
begehen können. Hierzu zählt der Verstoß 
gegen die Residenzpflicht, die asylsuchenden 
Menschen verwehrt, auch in andere Orte zu 
gehen als an den zugewiesenen. Kurz: Sie 
dürfen die Stadt/den Landkreis nicht verlas-
sen.

Zudem berichten Medien sehr häufig im 
Zusammenhang mit der vermeintlich nicht-
deutschen Herkunft von Tatverdächtigen. 
Medien sowie Polizei weisen tendenziell auf 
die (vermeintliche) Herkunft oder den Status 
hin, wenn ein Vergehen durch Asylsuchende 
oder Menschen ohne deutsche Staatsbürger_
innenschaft begangen wurde. Dies geschieht 
bei Straftaten mit deutschen Täter_innen 
nicht. Durch die Verknüpfung einer auslän-

dischen Staatsbürgerschaft mit einer Straftat 
wird der Eindruck erweckt, Menschen mit 
Migrationshintergrund seien krimineller als 
Deutsche.

Der pauschale Verweis auf einen Zusam-
menhang zwischen Armut bzw. strukturel-
ler Benachteiligung und Kriminalität basiert 
ebenfalls auf Vorurteilen. Arme Menschen 
verhalten sich nicht automatisch kriminel-
ler als vermeintlich Bessergestellte oder Rei-
che. Diese Unterstellung würde im Fall von 
deutschen Personen mit niedrigem, sozio-
ökonomischen Status vermutlich zu Recht 
als diskriminierend und verletzend zurück-
gewiesen.

2.) „Durch eine Asylsuchendenunterkunft in 
der Nachbarschaft steigen Kriminalität und 
Drogenhandel.“

Eine solche Pauschalisierung offenbart ver-
breitete Ressentiments gegenüber Flüchtlin-
gen: Asylsuchende seien kriminell und han-
deln mit Drogen. Diese negativen Vorurteile 
sind rassistisch, da sie Menschen in Not, die 
in dieses Land kommen, pauschal abstem-

Initiativkreis: Menschen. Würdig.

10. „Das Patenschaftsmodell ist unausgego-
ren.“

Die Stadt Leipzig möchte die Zahl der So-
zialarbeiter_innen erhöhen, die den Asyl-
suchenden unterstützend zur Seite stehen. 
Auch wird ein Patenschaftsmodell für die 
Menschen entwickelt, mit dem individuel-
ler Kontakt zwischen Leipziger_innen und 
Flüchtlingen ermöglicht und verstetigt wer-
den soll und damit ein solidarisches, vorur-
teilsfreies Miteinander gestärkt wird.

Kritisiert wurde in den letzten Wochen, dass 
das Patenschaftsmodell noch nicht durchge-

plant sei. Allerdings befindet sich diese Idee 
genau wie das gesamte Unterbringungskon-
zept noch in der Diskussion. Vorschläge wer-
den dankbar aufgenommen - genau das ist 
ein demokratischer Mitwirkungsprozess.

Die zentrale Voraussetzung für die Über-
nahme von Patenschaften und damit für ste-
tige Kontakte zwischen Menschen, die schon 
lange in Leipzig leben und jenen, die als Asyl-
suchende nach Leipzig zugewiesen wurden, 
ist Offenheit und das Überwinden von Vor-
urteilen. Zahlreiche Wortmeldungen gegen 
die neuen Unterkünfte haben bewiesen, dass 
hier ein großer Nachholbedarf besteht.

Asylsuchenden-Unterkünfte?
Aber doch nicht bei uns!

Zehn Erwiderungen auf Argumente, die in der aktuellen 
Debatte um das Unterbringungs- und Betreuungskonzept für 

Flüchtlinge in Leipzig immer wieder fallen.

Initiativkreis: Menschen. Würdig. - http://www.menschen-wuerdig.de
V.i.S.d.P. Clara Schumann, Bornaische Str. 3d, 04277 Leipzig

Mehr Informationen, eine Onlinepetition und einen 
Pressespiegel auf: ww.menschen-wuerdig.org

ww.menschen-wuerdig.org
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Lagerunterbringung in Berlin

M
enschenw

ürde m
it R

abatt

A
uch die M

indeststandards, sow
eit sie überhaupt existie-

ren, verdeutlichen, dass bei Flüchtlingen die M
enschen-

w
ürde „m

it R
abatt“ berechnet w

ird: In B
aden-W

ürttem
berg

zum
 B

eispiel schreibt der G
esetzgeber die B

ereitstellung
von 

4,5 
Q

uadratm
etern 

(in 
B

randenburg 
 

sechs
Q

uadratm
eter) 

als 
W

ohnraum
 

für 
eine 

Person 
vor.

K
ochstellen, 

Toiletten 
und 

D
uschen 

w
erden 

als
„G

em
einschaftsräum

e“ von vielen Flüchtlingen genutzt und
befinden 

sich 
oft 

in 
einem

erbärm
lichen Zustand. O

ftm
als

gibt es Einlass- und B
esuchs-

kontrollen, auch kann die Post
gew

öhnlich nicht persönlich in
Em

pfang genom
m

en w
erden. In

einigen Lagern gibt es auch eine
A

nw
esenheits-M

eldepflicht bei
der „H

eim
“-Leitung. U

nter sol-
chen B

edingungen leben viele nicht übergangsw
eise, son-

dern jahrelang. Es gibt K
inder, die in den Lagern geboren

und groß w
erden. 

K
eine W

ahl

Lager ist freilich nicht gleich Lager: O
b eine U

nterkunft
als Zuhause oder als Zum

utung em
pfunden w

ird, hängt nicht
nur von der Zahl der B

ew
ohner/innen ab, sondern auch vom

baulichen Zustand, von der A
usstattung, vom

 individuellen
Platz, von der Lage, dem

 sozialen U
m

feld und so w
eiter.

Eine großstädtische Sam
m

elunterkunft em
pfinden m

anche
als 

bessere 
A

lternative 
zur 

A
bgeschiedenheit 

einer
Einzelunterbringung in strukturschw

achem
 G

ebiet oder in
einem

 als feindlich em
pfundenen dörflichen U

m
feld.            

Im
 R

ahm
en der staatlich verordneten Zw

angsunterbrin-
gung – Flüchtlinge haben nicht das R

echt, bei Verw
andten

oder Freunden/innen zu w
ohnen, auch w

enn diese ihnen
kostenlos W

ohnraum
 anbieten –  stellen die Lager jedoch

häufig die abschreckendsten U
nterkünfte dar. D

ie Lagerpro-
blem

atik ist eng verknüpft m
it der m

angelnden Freiheit,
m

angelnden 
M

öglichkeiten 
aus 

A
rm

ut, 
m

angelnder
Freizügigkeit und fehlender U

m
zugserlaubnis. 

D
iskrim

inierung per
G

esetz

D
ass allein die Lage und die baulichen Voraussetzungen

oftm
als diskrim

inierend sind, m
acht folgende B

egebenheit
deutlich: D

er B
ürgerm

eister des B
randenburgischen G

uben
schlug im

 Septem
ber 2007 vor, A

LG
-II-B

ezieherInnen, die
bei der kom

m
unalen W

ohnungsbaugesellschaft m
it der

M
iete im

 R
ückstand sind, sollten in die leer stehende

G
em

einschaftsunterkunft für A
sylbew

erber  um
ziehen. 

A
usgeL

A
G

E
R

t - Z
ur

U
nterbringung von Flüchtlingen in D

eutschland

„Lager für A
LG

-II-B
ezieher“ titelte die Lokalzeitung und

zitierte die Em
pörung quer durch alle politischen Lager w

ie
folgt: „In N

ot geratene M
enschen dürfen nicht in einer

M
assenunterkunft m

it unzum
utbaren G

egebenheiten unter-
gebracht w

erden“,  der „unschöne Versuch der G
hetto-

isierung“ m
üsse verhindert w

erden, und „Fam
ilien können

nicht in einem
 A

sylbew
erberheim

 am
 R

ande der Stadt unter-
gebracht w

erden“ 1

A
sylsuchende gelten, das führen diese Zitate eindrücklich

vor A
ugen, als eine andere K

ategorie M
ensch. Sie erschei-

nen 
nicht 

als 
Fam

ilien, 
als

alleinerziehende M
ütter oder

V
äter, als M

enschen m
it ver-

schiedenen B
erufen, als Jugend

-liche, A
lte oder K

ranke, kurz
als M

enschen m
it je individuel-

len Lebenssituationen, B
iogra-

fien, Fähigkeiten und Zielen.
D

ie system
atische A

usgrenzung
und Stigm

atisierung durch diskrim
inierende Sondergesetze

nährt frem
denfeindliche und rassistische Fantasien in der

B
evölkerung von den „A

sylanten, die durchgefüttert w
er-

den“, „uns auf der Tasche“  liegen, in betrügerischer A
bsicht

kom
m

en, ohne Fluchtgründe, w
egen der Sozialhilfe oder

attraktiver Jobs. Eine bedrohliche G
ruppe, die m

an abw
eh-

ren m
uss.D

ie G
renzen guten W

illens

Es gibt in den A
ufnahm

elagern für Flüchtlinge natürlich
auch A

ngestellte, die sich M
ühe geben, den B

etroffenen den
Lebensalltag im

 Lager zu erleichtern und die B
edingungen

zu 
verbessern. 

In 
B

raunschw
eig 

oder 
Trier 

erhalten
A

sylsuchende beispielsw
eise engagierte soziale B

egleitung
durch 

professionelle, 
m

it 
Landesm

itteln 
finanzierte

Sozialdienste. A
n der politisch gew

ollten Funktion der
Lager, Flüchtlinge auszugrenzen und eine Integration zu ver-
hindern, kann freilich auch eine gutw

illige Lagerverw
altung

nur begrenzt etw
as ändern. U

m
 so w

ichtiger ist es, m
it ihr

ins G
espräch zu kom

m
en.

Totale Institution

Lager haben eine Tendenz zur „totalen Institution“, sie
schaffen B

edingungen, unter denen auch kleine A
ngestellte

plötzlich ungeahnte M
achtbefugnisse über die aufgenom

m
e-

nen M
enschen erhalten. W

ährend die einen diese M
acht aus-

kosten 
w

erden 
andere 

durch 
form

ale 
A

uflagen 
und

A
nw

eisungen zu einem
 Verhalten verpflichtet, das sie selbst

nicht für richtig halten. D
ie Spielräum

e sind gering. 

6

“Fam
ilien können nicht in

einem
 A

sylbew
erberheim

am
 R

ande der
Stadt unter-

gebracht w
erden.”

D
em

ütigungen und Entw
ürdigungen sind keine originellen

A
usw

üchse, sondern in vielen Lagern innerhalb und außer-
halb der Erstaufnahm

e A
lltag und letztlich Folge jedes

Lagersystem
s.

W
enn beispielsw

eise ein Flüchtling im
N

otfall nachts ärztliche H
ilfe braucht und keinen Zugang  zu

einem
 Telefon oder kein G

eld dafür hat, entscheidet oftm
als

ein – gutw
illiger oder w

eniger gutw
illiger, regelm

äßig aber
m

edizinisch ungeschulter Pförtner oder H
ausm

eister darü-
ber, ob ein (teurer) N

otarztbesuch erforderlich ist oder nicht.
D

ie A
usgabe von D

uschm
arken oder Term

inen für eine
W

aschm
aschinenbenutzung, oder auch die Erteilung von

R
eisegenehm

igungen für den B
esuch von A

ngehörigen
außerhalb des Lagers w

erden zu hoheitlichen Form
en der

M
achtausübung, an die gegebenenfalls auch B

edingungen
geknüpft 

w
erden. 

A
lltägliche, 

selbstverständliche
M

enschenrechte w
erden in ein System

 von „B
elohnung“

und „B
estrafung“ eingebaut, das die Flüchtlinge so schnell

w
ie m

öglich w
ieder los w

erden w
ill.

Insofern bleibt als politische Forderung nur eins: W
ir w

ol-
len keine „schöneren“ Lager, w

ir w
ollen einen anderen

U
m

gang m
it Flüchtlingen. 

D
ie L

ager
m

üssen w
eg.

L
ager: B

egriff und Funktion

7

1
Landkreises O

berspreew
ald-Lausitz zur K

lage gegen den
U

m
zug nach B

ahnsdorf v. 20.11.2007.

2
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